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Am 23. November 2022 berichtete die 
Neue Zürcher Zeitung (NZZ) in ihrer inter-
nationalen Ausgabe über die Neugründung 
von „Bündnis Deutschland“. Die Partei stehe 
für „eine Forschungsoffensive in Energie-
technik und Umweltschutz, eine funktio-
nierende Bundeswehr [sowie] gepflegte 
Infrastruktur“. Auch bessere Bildung, eine 
werteorientiertere Familienpolitik und we-
niger ideologische Beschallung stünden 
auf der Agenda. Damit, so die NZZ weiter, 
stellte sich das Bündnis als „CDU in der Vor-
Merkel-Version“ dar.

Ob dies bis ins letzte Detail so ist, wird 
die Zeit zeigen. Auch die AfD startete als 
Alternative zu den schläfrigen und welt-
fremden etablierten Kräften. Doch schaff-
ten es dort die intellektuell geprägten 
Köpfe nicht, die Kaperung durch extreme 
Kräfte zu verhindern. So stellte die NZZ 
zurecht die Frage, ob „Neugründungen 
die Erlösung“ brächten und weshalb es 
denn Parteien wie der CDU nicht gelinge, 
qualifizierte Leute zu halten. Als MIT-
Mitglied muss man sich an dieser Stelle 
verbal sehr zurückhalten, um keine Ver-
mutungen zu äußern.

Die besten  
Spieler aufs Feld

Stellen Sie sich vor, Ihre Lieblingsmann-
schaft trifft vor dem wichtigen Spiel fol-
gende Entscheidung: Der Trainer, der seit 
Jahren den Verein in der Tabelle nach unten 
führt, darf bleiben und das, obwohl ihm 
die Fans längst die Unterstützung versagt 
haben und nicht mehr ins Stadion gehen. 
Zudem wählt der Trainer nur Spieler aus, 
die nicht so gut spielen wie er, um seinem 
Glanz keinen Abbruch zu tun und sich nicht 
zu gefährden. Das kann der junge Spieler 
sein ohne jegliche Erfahrung. Es kann der 
Laufschwache sein, der dem Gegner nur 
noch verbal hinterherkommt. Es kann auch 
der Söldner sein, der eigentlich viel lieber 
beim Gegner spielen würde, aber eben hier 
unterschrieben hat. Der Rest des Teams 
wird dann über entsprechende Quoten-
regelungen aufgefüllt. Nur mit Glück steht 
Dank des Drucks der Fans der eine oder 
andere Lichtblick auf dem Feld, der aber 
gegen die Gesamtentwicklung nicht viel 
tun kann. Wie viele Unterstützer würde 
eine solche Mannschaft anziehen?

Natürlich sind Parteien keine Fußballver-
eine. Aber auch Parteien unterliegen Be-
liebtheitsschwankungen der Öffentlich-
keit, auch Parteien haben Starspieler und 
Bankdrücker und auch Parteien müssen 
sich von ihren Wettbewerbern abheben. 
Doch dies gelingt nicht mit Quoten oder 
Regionalproporz, sondern über Einsatz, 
Talent und Leistung.

Sägen am eigenen Ast

Hier passt das Zitat von Friedrich 
Merz, dass wer einen Sumpf trocken-
legen will, nicht die Frösche fragen 
darf. Doch auch er hat das Leistungs-
prinzip geschwächt, indem er die 
Quote nicht nur unterstützt, sondern 
sie sogar noch vorangetrieben hat. Er 
mag wirklich geglaubt haben, dass ihm 
dies parteiinternen Frieden beschert. 
Doch das Gegenteil wird der Fall sein. 
Quoten wecken gemeinhin Begehrlich-
keiten von solchen, die wissen, dass sie 
im freien Leistungswettbewerb unter-
liegen würden.

Aber sehen wir es sportlich, wie es 
Mittelständler eben tun. Die MIT hat 
deshalb bereits angekündigt, den Er-
folg der Quote daran zu messen, wie 
viele Frauen nun in die CDU drängen 
und wie die Listenpositionen qualitativ 
gefüllt werden. An hochqualifizierten 
Frauen, die im Übrigen sowohl in der 
Politik als auch in ihrem Berufsleben 
keine Quote für ihren Aufstieg not-
wendig hatten, mangelt es der MIT 
nicht. Ebenso wenig natürlich auch an 
hochqualifizierten Männern. Doch die 
sind nur dann bereit, sich politisch zu 
engagieren, wenn sie wissen, dass ihre 

Dr. Bastian Atzger, Landesvorsitzender der MIT 
Baden-Württemberg

Braindrain in der  
Politik umkehren
Ein Ende der Symbolpolitik: ein Appell in drei Akten - Teil 2

Braindrain in der Politik umkehren
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Vorwort

Liebe MITstreiterinnen 
und MITstreiter,

die Europawahl steht vor der Tür und 
wie bei jeder Wahl fallen dem alltagsver-
ankerten Bürger sofort viele Dinge ein, 
mit denen man sich täglich rumstreiten 
darf. Sie alle aufzuzählen, würde an die-
ser Stelle den Rahmen sprengen. Sie alle 
lassen sich aber mit zwei Kernaussagen 
umreißen. Erstens: „Das darf doch wohl 
nicht wahr sein, haben wir denn keine 
anderen Probleme“ und zweitens: „Un-
fassbar, dass das immer noch nicht um-
gesetzt wurde. Wie lange das wieder 
dauert“. Zugegeben, bei vielem, was bei 
uns Bürgern ankommt, tragen nicht die 
Entscheider in Brüssel oder Straßburg 
die Schuld. Der Berliner Dilettanten-
truppe geht fast alles nicht weit genug 
(außer der Liberalisierung der Märkte), 
dass alles noch einmal vergoldet wer-
den muss, sozialgewaschen, gegendert, 
grüngewaschen und natürlich, ganz 
wichtig, immer gut gemeint.

Über all dies ließe sich wie bei jeder 
Europawahl lang und ausführlich dis-
kutieren. Doch mittlerweile muss die 
Frage erlaubt sein, ob wir uns bei dem 
aktuellen Zustand der Europäischen 
Union überhaupt so oberflächliche Dis-
kussionen erlauben können oder ob 
es nicht dringend Zeit wird, über fun-
damentale Rahmenbedingungen der 
Union zu sprechen, da diese sonst nur 
noch wenig Zukunftschancen haben 
wird. 

Grundlegende Probleme der Union 
sind hausgemacht und von Anfang an 
vorhanden. So zum Beispiel, die Mehr-
heitsfindungen bzw. der Stimmenanteil 
der einzelnen Mitgliedsstaaten und das 
Entscheidungsfindungsverfahren bzw. 
die dafür notwendige Mehrheit. Jeder 
Unternehmer weiß, dass Einstimmigkeit 
bei Entscheidungsprozessen nur in der 
rosaroten Welt der Blümchenpolitiker 
sinnvoll ist. Eine Gemeinschaft, wel-
che Entscheidungen treffen muss, wird 
in ihrer Dynamik dadurch einfach nur 
gelähmt. Eine einfache, Zweidrittel-, 
Dreiviertel- oder was auch immer für 
eine Mehrheit ist am Ende völlig aus-
reichend. Ansonsten kommt es zu dem, 
worin sich die Europäische Union aktu-
ell befindet, zum absoluten Stillstand. 
Ein weiteres Prinzip, welches der Union 
guttun würde, ist das: Wer zahlt, be-
stimmt und wer bekommt, sagt einfach 
mal Danke und hält sich ansonsten vor-
nehm zurück.
„Der kranke Mann“ der Welt auf dem 
Schachbrett der Amerikaner, Chine-
sen, Russen, Inder und Südostasiaten 
und den von Roman Herzog daraus be-
schworene Ruck benötigt Europa mehr 
denn je. Doch stattdessen, wie schon 
konstatierend festgestellt, nur Still-
stand. Substanz wird in überbordende 
Sozialsysteme gepumpt, in der Büro-
kratie verbrannt oder in Subventions-
fonds verschwendet.

Es muss dringend und kräftig auf-
geräumt werden. Die Fundamente neu 
geordnet werden. Im Anschluss kann 
sich die Union dann entscheiden. Zwei 
Wege kann sie dabei einschlagen. Ent-
weder sie wird das, was sie ursprünglich 
mal war: eine reine Wirtschaftsgemein-
schaft souveräner Staaten. Dann aber 
bitte ohne großen Umverteilungshaus-
halt. Oder sie formiert sich zu den ver-
einigten Staaten von Europa. Ja, ich 
weiß, vielen stößt dieser Gedanke übel 
auf, am meisten wegen des Verlusts 
der Souveränität. Nun aber mal ehrlich, 
wessen Souveränität geht denn dabei 
verloren? Die von uns Bürgern? Mit dem 
bevormundenden Staat aus Berlin? Wohl 
kaum. Dann doch eher die Souveränität 
respektive die Existenzberechtigung der 
schon beschworenen Dilettantentruppe 
aus Berlin.

Es ist doch am Ende des Tages völlig 
egal, welche staatsalimentierten, welt-
fremden Funktionäre uns die Welt er-
klären wollen – Hauptsache, es gibt 
am Ende des Tages weniger davon als 
vorher.

Ihr
Daniel Hackenjos

Daniel Hackenjos, Stellvertretender Landesvorsit-
zender der MIT Baden-Württemberg
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Knapp ein Jahr vor der nächsten Europa-
wahl steht die Europäische Union vor 
zahlreichen ungelösten Aufgaben und 
neuen Problemstellungen. Während 
Großbritannien in der laufenden Perio-
de das Handtuch warf, blicken andere 
europäische Länder vor allem auf die 
deutsch-französische Allianz. Doch auch 
diese ist vor dem Hintergrund der aktu-
ellen Herausforderungen schwer auf die 
Probe gestellt. Worauf muss der politi-
sche Fokus also liegen und welche Fra-
gen müssen Kandidaten zur Europawahl 
beantworten?

Krieg und Krisen vor der Haustür

Medial überschattet wird die Gesamt-
gemengelage aktuell durch den russi-
schen Angriffskrieg auf die Ukraine, der 
nicht nur ein ökonomisches und militäri-
sches Gefahrenpotenzial vor den Toren 
der Europäischen Union darstellt, son-
dern allem voran eine gewaltige Tragö-
die für die Menschen in der Ukraine. Ein 
aktives Eingreifen kann zum aktuellen 

Zeitpunkt niemand wollen, doch wirken 
die Einzelaktionen der EU-Mitglieds-
staaten hilflos, ziellos und vor allem 
unkoordiniert.

Erinnerungen an den Krieg in Jugoslawien 
werden wach, als es ein kopfloses Europa 
schon einmal nicht schaffte, einen Kon-
flikt vor der Haustür zu schlichten. Somit 
muss es sich die Frage gefallen lassen, ob 
es in den letzten 30  Jahren an dieser Stel-
le nichts dazugelernt hat. Darüber hinaus 
steht ein überhasteter EU-Beitritt der Uk-
raine unter Missachtung sämtlicher Kon-
vergenzkriterien hoffentlich außer Frage.

Migration und Asylpolitik

Fast schon im Schatten zu den täglichen 
Meldungen aus der Ukraine verhallen die 
Rufe aus den Gemeinden nach Unter-
stützung bei der Unterbringung von 
Flüchtlingen. Zum einen sind die Kapazi-
täten, sowohl menschlich als auch bau-
lich, erschöpft, zum anderen hat auch 
hier die EU ihre Hausaufgaben versäumt, 

ein zweites 2015 zu verhindern. Bereits 
damals forderte die MIT ein einheit-
liches Asylrecht in Europa, um EU-inter-
ne Unterschiede abzusenken und Bar-
leistungen einzuschränken. Geschehen 
ist nicht viel.

Noch immer machen sich zigtausende 
Menschen auf den beschwerlichen und 
oftmals verhängnisvollen Weg nach Euro-
pa, ohne eine Chance zu haben, sich hier 
eine Zukunft aufzubauen. Und mit Migra-
tion in unsere Sozialsysteme, wie sie eini-
ge Grüne herbeisehnen, kann sich Europa 
keine Zukunft aufbauen. Es bleibt also die 
Frage, wie und ob wir diesen Menschen 
eine Perspektive bieten können, wie 
zeitgemäße europäische Regelungen 
aussehen und wie wir die vielfach an-
gekündigten zu wirklichen Facharbeitern 
ausbilden können, die wir so dringend 
benötigen.

Von einem Ansturm auf die „Blue Card“, 
die einst zur Anwerbung und Steuerung 
qualifizierter Personen angedacht war, 
sind wir weit entfernt. Stattdessen ver-
zettelt sich die EU in Scheindebatten 

Schwerpunkt

Ein Jahr vor der Wahl

Die Europa-Agenda
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und Ausflüchten, man könne auf Dritt-
staaten keinen Druck ausüben. Weshalb 
sie nicht ihre Macht der Visaerteilung 
nutzt, ist bis dato unbeantwortet. Auch 
bleiben Fragen offen, wo die EU-Kom-
mission die Mitgliedsstaaten konkret 
unterstützt und ob der EU-Grenzschutz 
(Frontex) ein zahnloser Tiger bleibt. Man 
hat fast den Eindruck, die EU traut sich 
nicht, in diesem Thema (notwendige) 
Konsequenz zu zeigen.

Absurde Eingriffe in die Wirtschaft

Die EU wird von ihren eigenen Vor-
schriften gehemmt, steht sich mit ihren 
Beschlüssen selbst im Weg und greift 
dann zu unbedachten Kurzschluss-
handlungen. Ob der Green Deal wirk-
lich Ursula von der Leyens Lieblingskind 
ist oder nur ein Wahlversprechen, mag 
dahingestellt sein. Die Auswirkungen 
dieser rein auf willkürliche und einseitige 
Grenzwerte orientierten Politik sind für 
die Wirtschaft jedenfalls fatal – und damit 
auch für das Klima. Es dürfte keine große 
Frage darstellen, welchen Sinn es für das 
Weltklima hat, die heimische Wirtschaft 
zugunsten Chinas an die Wand zu fahren.

Mit dem Satz „der Klimaschutz verlangt 
es“, verfügen Ideologen über ein Argu-
ment, das sie (scheinbar) mit jeglicher 
Absurdität durchkommen lässt. Und 
wissenschaftlich nicht sattelfeste Politi-
ker verfallen dem Glauben an den baldi-
gen Weltuntergang – anders lassen sich 
Gesetze wie der Green Deal samt Taxo-
nomie und Euro  7 nicht erklären. Sollten 
nicht etablierte betriebswirtschaftliche 
Kennzahlen und konkrete Marktdaten 
darüber entscheiden, ob ein Unter-
nehmen oder eine Innovation eine Finan-
zierung erhält, statt des ideologischen 
Wunschkatalogs einer Gruppe, die in 
Europa noch mehr Minderheit ist als in 
Deutschland?

Mit dem Verbot von Verbrennungs-
motoren ab 2030 hat die EU gezeigt, 
dass sie Bevormundung und Ideologie 
über technologische Vernunft und öko-

nomischem Verständnis platziert. Mit 
ins Bild passen die unsäglichen Eingriffe 
ins Eigentumsrecht, wenn Hausbesitzern 
vorgeschrieben wird, welche Heizungs-
technik sie zu installieren haben. Das Sub-
sidiaritätsprinzip endet offenbar beim 
freien und mündigen Bürger. So drängt 
sich die Frage auf, ob es das Ziel der sog. 
„wirtschaftlichen Transformation“ durch 
die Politik ist, dass Stuttgart, Paris oder 
Madrid in 30 Jahren so aussehen wie Ha-
vanna heute.

Gerade so konnte die Umsetzung des 
Hinweisgeberschutzgesetzes basierend 
auf der Richtlinie 2019/1937 in den Ver-
mittlungsausschuss verwiesen werden, 
wonach Unternehmer Denunzianten in 
den eigenen Reihen noch die informati-
sche Infrastruktur ausrollen sollten. Bei 
so viel Regulierungswut freut man sich 
bereits auf den Wahlkampf, wenn die Par-
teien wieder mit Bürgernähe, wirtschaft-
licher Stabilität, Entbürokratisierung und 
Demokratie argumentieren.

Eigene Probleme bleiben ungelöst

Anstatt sich also in die Belange der Bürger 
einzumischen, wäre es doch ideal, zunächst 
einmal die Hausaufgaben anzugehen, die 
Bürger und Wirtschaft seit Jahren an die 
Europäische Union adressieren. Damit ist 
nicht nur das allgegenwärtige Schlagwort 
vom Bürokratieabbau gemeint, sondern 
auch detailliertere wirtschaftsrelevante 
Fragen wie: Wie sieht die Zukunft des 
Bargelds aus? Wie sichern wir gesamt-
europäisch unsere Energieversorgung nach 

    Automatisierung/Handling       Holzbearbeitungsmaschinen          Werkzeugmaschinenbau                        Automotive
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technologischen, nicht ideologischen Ge-
sichtspunkten? Wie sollen Lieferketten 
verkürzt und Zertifizierungen erleichtert 
werden? Wie können wir sicherstellen, 
dass sich Europa nicht nur bei der Energie, 
sondern auch bei anderen Produkten (z. B. 
Computerchips, Medizin) nicht in blanke 
Abhängigkeiten gerät, sondern führender 
Teilnehmer des Weltmarkts wird? Wes-
halb überweisen wir Milliarden an Ent-
wicklungshilfe, die entweder effektlos 
versickert oder an Mitbewerber auf dem 
globalen Markt gehen? 

Auch bei der Währungspolitik darf sich 
die EU nicht nur hinter der Zinspolitik der 
EZB verstecken. Was nämlich bei der Infla-
tion auffiel, war, dass sie nicht nur durch 
volatile Energiepreise getrieben wurde, 
sondern auch durch immer unberechen-
barer werdende Nahrungsmittelpreise 
und andere Faktoren im Warenkorb. Wie 
will die EU den Bumerang aufhalten, den 
sie mit absurden Verteuerungen und rein 
ideologischen Aufschlägen wie der CO2-
Steuer selbst geworfen hat?

Das Handwerk stellt sich in Einladungen 
zu Veranstaltungen bereits die Frage, ob 

das, was von Europa kommt, „Realität oder 
Wunschdenken“ sei und beklagt mitsamt 
zahlreichen anderen mittelständischen 
Betrieben existenzgefährdende Kosten-
steigerungen, ohne auch nur im Ansatz 
abschätzen zu können, wie die globale 
Kosten-Nutzen-Rechnung aussehen wird. 
Dies betrifft die gesamte Bandbreite 
von europaweiten Ausschreibungen 
bis Klimagesetze. Die Politik macht das 
Leben nicht besser, nur teurer. Wofür be-
nötigen wir sie dann überhaupt noch?

CDU nominiert derzeit für Europa

Bildungspolitik, Binnenmarkt, gesamt-
europäischer Zusammenhalt… Die Liste 
ließe sich noch weiter fortführen. Auf 
all diese Fragen müssen aktuelle und zu-
künftige Europapolitiker eine Antwort 
kennen. 

Auch muss Europa eine Antwort darauf 
finden, wie es demokratischer wird – sei 
es dabei, sich am Willen der Mehrheit 
zu orientieren und nicht an lautstarken 
und klagewütigen Minderheiten, oder 

wie es lernt, demokratische Wahlergeb-
nisse in den Ländern anzunehmen und 
damit umzugehen. Als in Spanien eine 
Linksregierung an die Macht kam, die mit 
sonderbaren Sozialpolitiken um sich warf, 
hörte man nichts, als Italien eine Rechts-
regierung wählte, wurde der Untergang 
des Abendlands ausgerufen.

Hoffen wir also, dass sich trotz Quoten 
und Regionalproporz die Kandidaten 
durchsetzen, die die Antworten auf die 
komplexen Themen kennen, die wissen, 
wo man jetzt anpacken muss und die 
wirklich den Mut besitzen, die not-
wendigen Dinge auch umzusetzen. An 
der menschlichen und fachlichen Unter-
stützung durch die MIT wird es nicht 
mangeln – das ist kein Wahlversprechen, 
sondern eine Bestandsaufnahme unse-
rer bisherigen politischen Arbeit in und 
für ein geeintes, friedliches und freies 
Europa.�

MIT Baden-Württemberg,

wifo@mit-lvbw.de,

mit-bw.de

Vision Europa 2050
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Wie die Zeit vergeht! In weniger als einein-
halb Jahren werden 200 Millionen wahl-
berechtigte Europäerinnen und Europäer 
zum nunmehr zehnten Mal an die Urnen ge-
rufen, um die Mitglieder des Europäischen 
Parlaments – der einzig direkt gewählten 
EU-Institution – zu wählen. Bereits jetzt 
wirft die Europawahl ihre Schatten voraus. 
So bringen sich die EU-Institutionen in Stel-
lung, die europäischen Parteienfamilien 
bereiten ihre politischen Programme für 
den bevorstehenden Wahlkampf vor und 
potenzielle Kandidatinnen und Kandidaten 
werfen ihren Hut in den Ring im Kampf um 
die wichtigsten EU-Führungsposten. 

Der kommende Europawahlkampf steht wie 
kein anderer seiner Vorgänger im Schat-
ten multipler Krisen, die mit großen ge-
sellschaftlichen und ökonomischen Heraus-
forderungen einhergehen. Der russische 
Angriffskrieg, dessen Beginn sich am 24. 
Februar dieses Jahres zum ersten Mal jährt, 
bedeutet für uns in Europa nach wie vor 
einen großen Kraftaufwand. So zeigt die 

Europäische Union seit Beginn des Kriegs 
uneingeschränkte Solidarität in Form von 
50 Mrd. Euro an wirtschaftlichen, huma-
nitären und militärischen Mitteln. Hinzu-
kommen Maßnahmen zur Abfederung der 
Auswirkungen des Kriegs auf unsere euro-
päische Wirtschaft und unsere Bürgerinnen 
und Bürger. Der russische Angriffskrieg auf 
die Ukraine – wie kurz zuvor auch die glo-
bale Pandemie – hat die Schwachstellen 
des Binnenmarkts deutlich aufgezeigt – sei 
es ein mangelnder europäischer Energie-
markt oder der im digitalen Raum noch un-
zureichende Verbraucherschutz und die un-
gleichen Wettbewerbsbedingungen.

Die CDU/CSU-Gruppe im Europäischen 
Parlament hat sich vor diesem Hintergrund 
in einem umfassenden Strategiepapier klar 
positioniert und die EU-Kommission auf-
gefordert, die in Ihrem Arbeitsprogramm 
2023 vorgesehene Industriestrategie rasch 
umzusetzen und damit die Harmonisierung 
des Binnenmarkts endlich zu vollenden. 
Damit sich Europa bis spätestens 2050 zum 

Ausblick auf 
die Europa-
wahlen 2024 
Wie wir den Industriestandort Europa  

auf dem Weg zur Klimaneutralität nachhaltig  

und innovativ stärken

Rainer Wieland MdEP,  
Vizepräsident des Europäischen Parlaments

Steinheimer Straße 3
71691 Freiberg
Fon 07141 7097-0 
Fax 07141 7097-140
verkauf.freiberg@valetott.de
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klimaneutralen, innovativen und global 
wettbewerbsfähigen Industriestandort ent-
wickelt kann, müssen dringend bestehende 
Lasten für die europäische Industrie redu-
ziert, bürokratische Hürden abgebaut und 
insbesondere Raum für Innovation und In-
vestition geschaffen werden. 

Zwar hatte Kommissionspräsidentin Ursu-
la von der Leyen am Anfang ihrer Amtszeit 
mit dem sogenannten 1-in-1-out-Ansatz 
für unsere Unternehmen einen erheblichen 
Bürokratieabbau angekündigt, von diesem 
ist bis jetzt allerdings wenig zu spüren – im 
Gegenteil! So hat die Europäische Kom-
mission im Jahr 2022 zusätzlich über 2.000 
legislative und nicht-legislative Akte ver-
abschiedet, jedoch nur 535 außer Kraft ge-
setzt. Heute verfügt die Europäische Union 
über 28.000 Gesetze, wobei der Anteil neuer 
Gesetze seit 1990 stetig um durchschnitt-
lich 15 % anstieg. 

Um die Integrität unseres Binnenmarkts 
auch künftig zu bewahren und zu stärken, 
setzt sich die CDU/CSU-Gruppe bereits seit 
längerem für ein Bürokratiemoratorium 
ein. Vor dem Hintergrund der enormen 
wirtschaftlichen Konsequenzen des Kriegs in 
der Ukraine muss auch der European Green 
Deal umgedacht und an aktuelle Realitäten 
angepasst werden. So müssen industrie- 
und standortfeindliche Vorschläge der EU-
Kommission vom Tisch und die für unsere 
Unternehmerinnen und Unternehmer in 
vielen Bereichen unübersichtliche Gesetz-
gebung konsolidiert werden. Das für das 
dritte Quartal dieses Jahres angekündigte 
KMU-Entlastungspaket geht bereits in die 
richtige Richtung, sollte aber thematisch 
ausgeweitet und wirkliche Kosten- und 
Bürokratieentlastungen beinhalten. 

Insgesamt muss man feststellen, dass die 
von der Kommission bislang vorgelegten 
Maßnahmen zwar auf den ersten Blick viel-
versprechend erscheinen mögen, jedoch in 
der Realität bislang nur wenig spürbaren 
Nutzen mit sich bringen. Die jüngsten bei-
den Krisen führen uns die Schwachstellen 
der europäischen Wirtschaftspolitik wie ein 
Brennglas vor Augen und tragen zum Um-
denken – auch im Europäischen Parlament 
– bei, wo sich die Fraktionen bereits für 
den anstehenden Europawahlkampf warm-
laufen. Die CDU/CSU-Gruppe steht mit 
ihren Kernforderungen seit jeher glaubwür-
dig für die Interessen unserer europäischen 

Foto: European Parliament
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Unternehmerinnen und Unternehmer ein, 
musste aber allzu häufig feststellen, dass 
Rot und Grün in Europa – und leider viel 
zu oft auch die Europäischen Liberalen – 
nachhaltige Politik mit immer mehr Vor-
schriften und Verboten erreichen wollen 
und nicht durch einen Binnenmarkt, der 
Wettbewerbshindernissen Grenzen setzt 
und nicht den Innovationen.

Die EU-Kommission nimmt das Schicksal 
mittelständischer Unternehmen in der Tat 
nach wie vor viel zu wenig in den Blick. So hat 
die EU-Kommission im Zuge einiger neuer 
Gesetzesvorschläge, wie beim geplanten 
„Verbot von Produkten aus Zwangsarbeit“ 
versäumt, eine insbesondere für KMUs re-
levante vorherige Folgenabschätzung zu 
veranlassen. Dass die EU-Kommission ver-
mehrt politisch getrieben ist, zeigt auch die 
Missachtung der negativen Stellungnahme 
des kommissionseigenen Fachgremiums 
für bessere Rechtsetzung, das sog. Re-
gulatory Scrutiny Board, zum künftigen 
EU-Lieferkettengesetz. 

Die CDU/CSU-Gruppe im Europäischen 
Parlament fordert deshalb mit Nachdruck 
eine grundlegende Überarbeitung der vor-
liegenden Fassung des EU-Lieferketten-
gesetzes nach deutschem Vorbild, indem 
etwa die Mitarbeiterschwelle auf 1.000 
Mitarbeiter angehoben wird, nur direkte 
Lieferanten verantwortlich gemacht wer-
den können und keine über die Nachhaltig-
keitsberichtserstattungspflichten hinaus-
gehenden zusätzlichen Berichtspflichten 
für die Sorgfaltspflicht in Wertschöpfungs-
ketten anfallen. 

Neben der Entlastung unserer europäischen 
Betriebe müssen wir in Europa öffentliche 

und private Investitionen in die grüne und 
digitale Transformation erleichtern, indem 
bereits genehmigte EU-Mittel schneller 
fließen und vollends ausgeschöpft werden. 
Die im Haushaltsjahr 2021 im Rahmen des 
Mehrjährigen Finanzrahmens (MFE) nicht 
ausgegebenen 50 Mrd. Euro (68 %) sollten 
deshalb schnell umgewidmet und für drin-
gende Investitionen in Zukunftstechno-
logien genutzt werden. 

Wir sind davon überzeugt, dass unsere 
europäischen Unternehmen – und im spe-
ziellen unser Mittelstand als Motor unse-
res Binnenmarkts – das Zeug dazu haben, 
globale Maßstäbe zu setzen und sich gar 
zu internationalen Vorreitern, beispiels-
weise im Digital- und Umweltbereich, zu 
entwickeln. Um vor dem Hintergrund mas-
siver Subventionen ausländischer Märkte 
auf globalem Parkett wettbewerbsfähig zu 
bleiben, müssen wir in Europa nicht nur An-
reize für Investitionen vor Ort und bessere 
Standortbedingungen schaffen. Wir soll-
ten gleichermaßen den Dialog mit unseren 
internationalen Handelspartnern offen-
halten und mittels Freihandelsabkommen, 
Zoll- sowie Investitionsabkommen protek-
tionistischen Tendenzen entgegenwirken. 

In diesem Jahr erinnern wir in Europa nicht 
nur an den Ausbruch des russischen An-
griffskriegs auf die Ukraine vor einem Jahr. 
Wir Europäerinnen und Europäer begehen 
auch ein besonderes, wichtiges Jubiläum – 
das Herzstück der Europäischen Union, der 
Europäische Binnenmarkt, wird 30  Jahre 
alt. Seit nunmehr 30 Jahren genießen wir 
Unionsbürgerinnen und -bürger die Freiheit, 
in jedem Mitgliedsstaat zu leben, zu arbei-
ten, zu studieren oder eine Ausbildung zu ab-
solvieren. Nun gilt es, die Errungenschaften 

dieses europäischen Erfolgsprojekts nicht 
durch überbordende Regulierungen zu-
nichte zu machen, sondern durch weitere 
Vertiefung unseres gemeinsamen Marktes 
Europas Wettbewerbsfähigkeit in der Welt 
zu sichern. Als eine der größten Volkswirt-
schaften der Welt ist der Binnenmarkt nicht 
nur Garant für Stabilität und Wohlstand in 
Europa, sondern auch entscheidend in der 
Wahrung des Friedens und der strategi-
schen Unabhängigkeit unseres Kontinents.

Seien Sie versichert, dass wir uns als CDU/
CSU-Gruppe in den kommenden Monaten 
bis zur Europawahl und auch darüber hinaus 
dafür einsetzen werden, dass die Europäi-
sche Union das große Potenzial ihrer Indus-
trie- und Wirtschaftsunternehmen fördert 
und im Wettlauf zur Klimaneutralität ihre 
europäischen Betriebe vor allem zu Wett-
bewerbsfähigkeit und Technologieführer-
schaft befähigt, anstatt Innovationen und 
einer erfolgreichen Wirtschaft mit zukunfts-
fähigen Arbeitsplätzen durch Verbote und 
Vorgaben im Wege zu stehen. 

Erlauben Sie mir noch abschließend anzu-
merken, dass bei aller berechtigter Kritik an 
der EU-Kommission es im bevorstehenden 
Wahlkampf auch darauf ankommen wird, 
den Menschen zu erklären, dass mit einer 
roten Kommissionsspitze und einer Kom-
missarin oder einem grünen Kommissar, den 
die Bundesregierung in die Kommission 
schickt, das Tempo auf dem Irrweg der Büro-
kratie weiter steigt. �
 

Rainer Wieland,

rainer.wieland@europarl.europa.eu,

mdep.de
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Mit der MIT Belgien wurde vor einigen 
Jahren der erste ordentliche Auslands-
verband der MIT gegründet. Zum Vor-
sitzenden gewählt wurde Dr. Stefan 
Brost. Geschäftsführer des Auslands-
verbands ist Bastian Biermann. Auch 
in Österreich und der Schweiz konnten 
zwischenzeitlich zwei neue MIT-Aus-
landsverbände gegründet werden, um 
die Positionen des Mittelstandes auch im 
internationalen Kontext zu stärken. 

Im Gegensatz zu den Kreis- und Landes-
verbänden der MIT in Deutschland, 
setzt sich die Mitgliederschaft der MIT 
Belgien nicht in erster Linie aus Ge-
werbetreibenden und Unternehmern 
zusammen, sondern aus EU-Vertretern 
deutscher Unternehmen und Verbände, 
die in Brüssel im politischen Austausch 
mit den EU-Institutionen stehen und 
in der Interessenvertretung tätig sind. 
Die Zusammenarbeit und der Umgang 
mit der Politik gehören daher zur täg-
lichen Arbeit der Mitglieder des Aus-
landsverbands. So arbeitet die MIT 
Belgien in Brüssel eng mit dem Parla-
mentskreis Mittelstand Europe (PKM 
Europe) der CDU/CSU-Gruppe zu-
sammen. Ziel der MIT Belgien ist es 
zum einen, in Gesprächen mit Europa-
abgeordneten und Beamten der Euro-
päischen Kommission die Interessen 
des Mittelstands in den europäischen 
Entscheidungsprozess einzubringen. 
Zum anderen bietet sich der Auslands-
verband als direkter Ansprechpartner 
für andere MIT-Landesverbände oder 
den MIT-Bundesverband an, um die 
Netzwerke zwischen Brüssel und Ber-
lin zu stärken und Positionen der MIT 
auch auf EU-Ebene zu vertreten.

Es steht außer Frage, dass die Be-
deutung der Europäischen Union für 
den deutschen Mittelstand weiter 
zunehmen wird. Auch die im kom-
menden Jahr anstehende Europawahl 
wird große Bedeutung für die weitere 
Ausrichtung der europäischen Wirt-
schaft und des Wirtschaftsstandorts 

Deutschland haben. Zum zehnten Mal 
werden im Jahr 2024 die Wählerinnen 
und Wähler in den Mitgliedstaaten 
an die Wahlurnen gerufen, um mitzu-
bestimmen, wer in das Europäische 
Parlament einziehen soll. Derzeit be-
steht das Europäische Parlament als 
einzig direkt gewählte europäische 
Institution aus insgesamt 705 Mit-
gliedern, von denen 96 Parlamentarier 
aus Deutschland kommen. 

Unnötige Hürden  
für den Mittelstand vermeiden

An inhaltlichen Themen wird es auch 
in der Legislaturperiode von 2024 – 
2029 nicht mangeln: Die weiterhin 
ungelöste Frage eines gemeinsamen, 
europäischen Asylregimes und des 
Schutzes der Außengrenzen wird wei-
ter auf der politischen Tagesordnung in 
Brüssel bleiben. Auch der sogenannte 
europäische „Green Deal“ wird auf die 
neue Legislaturperiode einwirken. Mit 
ihm sind nicht nur zusätzliche Förder-
gelder für Klimaschutz verbunden, 
sondern auch umfassende neue Be-
richtspflichten, die die Bürokratielast 
– insbesondere des Mittelstands – wei-
ter erhöhen. 

Die Wahrung wirtschaftlicher Stabilität 
und Prosperität auf dem europäischen 
Kontinent verlangt allerdings auch, 
dass unternehmerisches Handeln nicht 
durch Bürokratie oder Erweiterung na-

Auch in Brüssel mit starker Stimme vertreten: 

Der Auslandsverband  
der MIT im Herzen der EU
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tionaler Normen ausgebremst wird. Zu 
komplexe Rechtsakte oder langatmige, 
intransparente Entscheidungsver-
fahren führen zu unnötigen Hürden für 
alle mittelständischen Unternehmen. 
Die deutsche Kommissionspräsidentin 
Ursula von der Leyen hatte zu Beginn 
ihrer Amtszeit ihr Vorhaben der Büro-
kratiebremse „One in, one out“ mehr-
fach öffentlich unterstrichen, um einer 
bürokratischen Überlastung durch EU-
Gesetzgebungen entgegenzuwirken. 
Festzustellen ist allerdings, dass seit 
ihrem Amtsantritt im Jahr 2019 die 
Umsetzung dieser Maßnahme nicht 
entschieden genug vorangetrieben 
wurde. 

Für uns stellt zudem die Gewähr-
leistung innerer und äußerer Sicherheit 
das Fundament einer funktionierenden 
Wirtschaft dar. Der russische Angriffs-
krieg in Europa hat die sicherheits-
politische Verantwortung Deutschlands 
und Europas in ein neues Licht gestellt 
und die außerordentliche Bedeutung 
der gemeinsamen europäischen Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik in 
den Vordergrund gerückt. Ein isoliertes 

sicherheitspolitisches Handeln einzel-
ner Nationalstaaten entspricht nicht 
mehr den Anforderungen der heutigen 
Zeit. Der europäische Binnenmarkt soll-
te langfristig auch eine stärkere sicher-

heitspolitische Komponente erhalten, 
um die europäische Säule innerhalb der 
NATO zu stärken.

Um das Vertrauen der Bürgerinnen und 
Bürger in das politische Handeln der 
Europäischen Institutionen zu stärken, 
ist das Einhalten von Versprechen und 
Ankündigungen von essenzieller Be-
deutung. Die MIT Belgien sieht auch vor 
diesem Hintergrund die Notwendig-
keit eines transparenten Verfahrens bei 
personellen Besetzungen im Zuge der 
Europawahlen im Jahr 2024. Thematisch 
wird die MIT Belgien die Europawahlen 
2024 eng begleiten und ihre politische 
Forderungen zusammen mit PKM Euro-
pe zeitgerecht vor dem Wahlkampf in 
die Gremien der MIT einbringen.

Zu aktuellen Informationen über The-
men und Veranstaltungen hat der Aus-
landsverband MIT Belgien eine Inter-
netpräsenz aufgebaut und informiert 
auf der Seite mit-belgien.de regel-
mäßig über Themen und anstehende 
Termine. �

Dr. Stefan Brost und Bastian Biermann,

info@mit-belgien.de,

mit-belgien.de

Dr. Stefan Brost, Vorsitzender der MIT Belgien. 
Der Jurist und Europawissenschaftler leitete über 
zehn Jahre lang das EU-Büro des Deutschen Fuß-
ball-Bundes (DFB) und der DFL Deutsche Fußball 
Liga in Brüssel. Seit 2019 ist er Teamleiter für 
Politische Beziehungen des DFB.

Bastian Biermann, Geschäftsführer der MIT Bel-
gien. Der Betriebswirt und Politikwissenschaftler 
begann seine Brüsseler Laufbahn als Parlamenta-
rischer Referent im Europäischen Parlament. Seit 
2011 ist er für den PKV-Verband tätig: zunächst 
als Europareferent, dann als Leiter des Brüsseler 
Büros – und seit April 2020 als Leiter der Stabs-
stelle Europa und Sonderprojekte.
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In der EU wird der Ruf nach einer ent-
schlossenen Reaktion auf den US-ameri-
kanischen „Inflation Reduction Act“ (IRA) 
lauter. Damit droht ein transatlantischer 
Subventionswettlauf. Hierbei stehen Ge-
winner und Verlierer schon vorher fest: 
Es gewinnen regelmäßig gut organisierte 
Lobbyinteressen, auf der Strecke bleibt 
das Gemeinwohl.

Schon vom Umfang her gibt es wenig 
Anlass, den IRA auf EU-Seite zu kontern. 
So beläuft sich das zehnjährige US-Pro-
gramm auf weniger als zwei Promille 
der dortigen Wirtschaftsleistung, Ten-
denz abnehmend. Allein das NextGene-
rationEU-Programm ist dreimal größer 
und zielt in eine ähnliche Richtung. Ge-
wichtiger sind jedoch ökonomische Argu-
mente, die generell industriepolitisch 
motivierten Subventionen wenig Aus-
sicht auf Erfolg bescheinigen.

Wissensproblem:  
hohe Hürde für staatliche Eingriffe

Industriepolitik erfordert den Nachweis, 
dass staatliche Stellen die Marktfähig-
keit von Gütern und Produktionsver-

fahren besser einschätzen können als 
private Akteure. Dies ist im Regelfall 
nicht zu erwarten, weil das relevan-
te Wissen nur dezentral vorliegt. Auch 
haben private Akteure durch den Ein-
satz eigener Mittel stärkere Anreize, 
Marktchancen sorgfältig auszuloten. 
Die Beweislast liegt damit klar im Spiel-
feld der intervenierenden Wirtschafts-
politik. Je anwendungsnäher eine öko-
nomische Aktivität, desto schwerer fällt 
dieser Nachweis. Lediglich im Bereich 
der Grundlagenforschung – also gera-
de dort, wo es nicht um industriell un-
mittelbar verwertbares Wissen geht – ist 
eine staatliche Förderung aus Kollektiv-
gutüberlegungen heraus am ehesten 
vertretbar.

Auch Unternehmer können im Einzel-
fall falsch liegen, in der Summe erweist 
sich ein Wirtschaftssystem aber als re-
silienter, wenn produktionsrelevante 
Entscheidungen dezentral von un-
abhängigen Akteuren getroffen werden. 
Lenkt der Staat hingegen die Entwicklung 
in bestimmte Richtungen, drohen techno-
logische Monokulturen. Diese führen im 
Misserfolgsfall zu drastischen gesamt-
wirtschaftlichen Verlusten, weil sich die 
Produktionsstrukturen insgesamt falsch 

ausgerichtet haben. Daraus entspringen 
zudem implizite Haftungsansprüche 
der regulierungsunterworfenen Unter-
nehmen, können diese doch geltend ma-
chen, nur staatliche Vorgaben befolgt zu 
haben. Rufe nach Anpassungshilfen sind 
dann nicht weit.

Wettbewerbsfähigkeit  
und Wertschöpfung  

gesamtwirtschaftlich denken

Subventionen können die Wettbewerbs-
fähigkeit eines Wirtschaftsraums nicht 

Prof. Dr. Stefan Kooths ist Vizepräsident des 
Instituts für Weltwirtschaft (IfW) Kiel und 
Direktor des Forschungszentrums Konjunktur und 
Wachstum. VWL-Studium und Promotion an der 
Universität Münster. Nach fünfjähriger Tätigkeit 
für das DIW Berlin kam er 2010 zum IfW Kiel, 
2014 wurde er dort Konjunkturchef. Zudem ist er 
Professor für Volkswirtschaftslehre an der BSP 
Business and Law School in Berlin. Er ist Vorsitzen-
der der Friedrich August-v.-Hayek-Gesellschaft, 
Mitglied der Mont Pèlerin Society, gehört dem 
Präsidium des Internationalen Wirtschaftssenats 
(IWS) an und sitzt im Akademischen Beirat des 
Liberalen Instituts (Zürich).

Im Sog des  
Subventions-
strudels
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insgesamt erhöhen. Denn zu ihrer Finan-
zierung müssen entweder die nicht-ge-
förderten Bereiche stärker besteuert wer-
den (wodurch diese auf den Weltmärkten 
benachteiligt werden) oder der Staat 
muss andere standortstärkende Aus-
gaben einschränken (z. B. Bildungs- oder 
Infrastrukturinvestitionen). Auch ein 
Ausweichen auf Schuldenfinanzierung 
führt nicht aus dieser Zwickmühle, son-
dern schafft nur weitere Probleme.

Besonders beliebt bei Industrie-
politikern: mit Subventionen Wert-
schöpfung aus der übrigen Welt zurück-
holen. Was im Einzelfall gelingen kann, 
geht gesamtwirtschaftlich nicht auf. 
Denn die nötigen Produktionsfaktoren 
– insbesondere qualifizierte Arbeits-
kräfte – müssen von anderen Be-
reichen abgezogen werden. Damit fällt 
dort aber Wertschöpfung weg, was im 
Ergebnis die exportorientierten Bran-
chen trifft. Dadurch werden Vorteile 
der internationalen Arbeitsteilung 
aufgegeben, wodurch ein wichtiger 
Treiber des hiesigen Produktivitäts-
wachstums verkümmert. Gesamtwirt-
schaftlich ist diese Rückholaktion nicht 
mal ein Nullsummenspiel, sondern 
Bürokratiekosten und entgangene 
Spezialisierungsgewinne machen dar-
aus ein tiefrotes Wohlstandsgrab.

Das Rückgrat eines Wirtschaftsraums 
muss sich selbst tragen und kann 
nicht über Subventionen gestützt wer-
den. Tragfähig werden Produktions-
strukturen dadurch, dass sie sich an den 
Relativpreisen am Weltmarkt ausrichten 

– auch dann, wenn diese andernorts 
durch falsche staatliche Maßnahmen be-
einflusst werden. Reagierten die Europä-
er auf marktwidrige Eingriffe in der üb-
rigen Welt jeweils mit entsprechenden 
Gegenmaßnahmen, würde nicht die 
Politik in Übersee marktwirtschaftlicher, 
sondern die hiesige Wirtschaftspolitik 
selbst immer interventionistischer. Statt 
auswärtige Subventionen im Inland zu 
replizieren (wodurch zugleich die Ge-
fahr von globalen Überkapazitäten 
steigt), bietet es sich an, auswärtige 
Subventionen auszubeuten. Konkret: 
subventionierte Komponenten aus der 
Welt in die eigenen Wertschöpfungs-
ketten integrieren und daraus attraktive 
Produkte für den Weltmarkt machen. 
Allzu lange werden sich die Steuerzahler 
der übrigen Welt für dieses Sponsoring 
nicht hergeben wollen.

Auch ein Subventionskorsett für die 
Energieversorgung schnürt mehr ab, 
als es stützt. Wie bei jedem Korsett: der 
Träger erscheint nur optisch attraktiver, 
sein Körper wird aber auf Dauer krank, 
weil unliebsamer Speck (= Kostennach-
teil) nicht abtrainiert, sondern nur weg-
gequetscht wird.

Standortpolitik ohne Subventions-
wettläufe und Interventionsspiralen

Sollen Subventionen die heimische 
Verfügbarkeit bestimmter Güter (z. B. 
Chips) steigern, drohen unliebsame 
Überraschungen. Denn die im Inland 

produzierten Güter werden später an 
diejenigen verkauft, die dafür am Welt-
markt die höchsten Preise bieten, und 
nicht dort bleiben, wo einst die höchsten 
Subventionen flossen. Dies ließe sich nur 
durch Exportverbote verhindern, wo-
durch die Interventionsspirale Richtung 
Abschottung bedenklich weitergedreht 
würde.

Ein Schleifen der EU-Beihilferegeln lässt 
einen wichtigen Pfeiler des Binnen-
marktes erodieren. In dem Maße, wie die 
nationale Subventionskapazität mit dem 
fiskalischen Spielraum variiert, treten 
erhebliche Wettbewerbsverzerrungen 
auf. Forderungen nach einer Schulden-
finanzierung auf EU-Ebene sind dann 
nicht weit. Auf diese Weise führt eine 
verfehlte Industriepolitik auch zu fiska-
lisch problematischen Weiterungen.

Fazit: Statt beim Subventionswettlauf 
mitzumachen, sollten sich die Europäer 
dem rauen Wettbewerb auf den Welt-
märkten stellen – auch unilateral. Dies 
wird umso besser gelingen, je produkti-
ver die allgemeinen Standort-
bedingungen im Binnenmarkt sind. 
Steuergelder hierfür einzusetzen (oder 
Steuern zu senken), ist allemal besser als 
sie an diejenigen auszuzahlen, die nur 
mit Dauerdoping aus der Staatskasse 
über die Runden kommen.�

Prof. Dr. Stefan Kooths,

stefan.kooths@ifw-kiel.de,

ifw-kiel.de
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In europapolitisch bewegten Zeiten 
übernimmt Baden-Württemberg ab 
März für zwölf Monate die rotierende 
Präsidentschaft der Allianz „Vier Mo-
toren für Europa“. Der Vorsitz endet 
somit wenige Wochen vor der Europa-
wahl im Frühjahr 2024. Grund genug, 
einen näheren Blick auf die Vier Moto-
ren zu werfen und dabei die Chancen 
und Herausforderungen unseres Vor-
sitzes in den Fokus zu nehmen.

Die 1988 durch Ministerpräsident Lo-
thar Späth aus der Taufe gehobene 
Partnerschaft mit den Regionen 
Auvergne-Rhône-Alpes, Katalonien 
und Lombardei ist als eine wahrhafte 
Pionierleistung auf dem Feld der inter-
regionalen Netzwerke in der EU zu 
bewerten. Genau wie Baden-Würt-
temberg sind die Partner starke Wirt-
schafts- und Forschungsstandorte, die 
sowohl in Relation zu ihrem jeweiligen 
Nationalstaat als auch im gesamt-
europäischen Vergleich seit Jahr-
zehnten Spitzenpositionen behaupten. 
Mit ihren 36 Millionen Einwohnern er-
wirtschaften die Vier Motoren fast ein 
Zehntel des Bruttoinlandsprodukts der 
heutigen EU, wobei jede der vier Re-
gionen für sich genommen eine höhere 
Wirtschaftskraft aufweist als beispiels-
weise Ungarn oder die Slowakei. 

Mit dem Leitthema „New econo-
mic perspective“ rückt die Landes-
regierung die Transformation der 
Wirtschaft in den Mittelpunkt der 
Präsidentschaft und setzt damit die 

Baden-Württemberg 
als Motor für ein 
starkes Europa
Chancen der baden-württembergischen Präsidentschaft der „Vier Motoren für Europa“ nutzen

	 Sarah Schweizer mit dem Vorsitzenden des Europaausschusses im Landtag Willi Stächele



15Nr. 2 | 2023

richtigen Akzente in einer Zeit, in der 
die wirtschaftspolitische Debatte von 
Schlagworten wie Digitalisierung,  
Dekarbonisierung und Ressourcen-
effizienz geprägt ist. Ob Euro-7-Norm 
oder CSRD-Richtlinie: vom Mittel-
ständler bis zum DAX-Konzern sehen 
sich unsere Unternehmen dieser Tage 
mit enormen Herausforderungen 
konfrontiert.

Als Heimat einiger der traditions-
reichsten Automobilhersteller Europas 
und Mitglieder der Automotive Re-
gions Alliance tragen die Vier Moto-
ren ihre Affinität zum Auto gewisser-
maßen schon im Namen. Ob Daimler, 
Fiat oder Seat – von den Umbrüchen 
in der Automobilbranche sind alle 
vier Regionen betroffen. Dieser Trans-
formationsprozess, bei dem Arbeits-
plätze und Wohlstand auf dem Spiel 
stehen, muss seitens der Politik aktiv 
mitgestaltet werden. Indem Minister-
präsident Winfried Kretschmann mit 
dem Strategiedialog Automobilwirt-
schaft das Thema zur Chefsache er-
klärt hat und im engen Dialog mit 
unserer Wirtschaftsministerin Nicole 
Hoffmeister-Kraut unsere heimischen 
Hersteller bei den Herausforderungen 
der Transformation begleitet, sind wir 
hier auf dem richtigen Weg. Den Vor-
sitz der Vier Motoren gilt es nun zu 
nutzen, um die gemeinsamen Interes-
sen der Automobilregionen gegenüber 
der Europäischen Kommission und 
Industriekommissar Thierry Breton 
noch deutlicher zu adressieren.

Auch im Bereich der Landwirtschafts- 
und Ernährungspolitik bestehen ge-

meinsame Interessen. Genauso wie 
Baden-Württemberg sehen sich die 
Partner als Genussregionen, in denen 
regionaltypische Spitzenprodukte wie 
Mailänder Salami oder hochwertige 
Weine eine hohe Wertschätzung er-
fahren. Das Motto der EU „in Vielfalt 
geeint“ lässt sich mit Blick auf die Vier 
Motoren daher treffend auf die Liebe 
zu ihren landwirtschaftlichen Erzeug-
nissen beziehen. In Zeiten, in denen 
die gemeinsame Agrarpolitik immer 
höhere Anforderungen an Landwirte 
und Winzer stellt, ist ein gemeinsames 
Engagement für eine europäische Er-
nährungssouveränität, vor allem aber 
auch für die Wertschätzung unserer 
regionalen Erzeugnisse und ihrer Er-
zeuger, notwendiger als je zuvor. 

Nicht zuletzt stehen neben dem ge-
meinsamen Einsatz in sachpolitischen 
Themen traditionell auch institutionel-
le Fragen auf der Agenda der Vier Mo-
toren. Dies betrifft insbesondere die 
Rolle des Ausschusses der Regionen 
(AdR), der 1992 im Zuge des Vertrags 
von Maastricht gegründet wurde und 

bislang lediglich eine beratende Funk-
tion einnimmt. Im Sinne des Subsidiari-
tätsprinzips ist es schon lange an der 
Zeit für eine Aufwertung des AdR zu 
einem echten Mitentscheidungsorgan 
der Europäischen Union.

35 Jahre nach ihrer Gründung ist die 
Zielsetzung der Vier Motoren, prospe-
rierende und innovative Regionen in 
Brüssel mit einer Stimme sprechen zu 
lassen, heute aktueller denn je. Das 
bevorstehende Jahr bietet die Chance, 
mit einer ambitionierten Präsident-
schaft die baden-württembergische 
Position in der EU weiter zu festigen. 
Diese Chance gilt es zu nutzen. Die 
Europapolitiker der CDU-Fraktion wer-
den sich dabei aktiv einbringen und 
den Austausch zu den Kollegen in den 
Regionalparlamenten der Partner-
regionen suchen.�

Sarah Schweizer MdL,			 

sarah.schweizer@cdu.landtag-bw.de,		

sarahschweizer.de	

HERTWECK Qualitätsprodukte.
Steigern Sie Ihre Produktivität 
mit noch präziseren Werkzeugen.
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Die bekanntesten Digitalkonzerne sit-
zen in den USA oder in Asien. Facebook, 
Alphabet mit Google, Microsoft, Ama-
zon und Apple beherrschen heute den 
Weltmarkt und in Asien sind ihre Kon-
kurrenten Alibaba, Tencent und Sam-
sung omnipräsent. Aus Europa kann 
gerade mal SAP als Marktführer bei 

Systemen für Unternehmenssoftware 
mithalten. Diese Standortverteilung 
zeigt es anschaulich: Wenn es um Soft-
ware und IT geht, ist Europa ziemlich 
abgehängt. Die Digitalisierung unse-
rer Gesellschaft schreitet mit Riesen-
schritten voran. Gerade erleben wir die 
revolutionäre Entwicklung von Soft-
ware-Plattformen wie z. B. ChatGPT, die 
mit den Algorithmen der künstlichen 
Intelligenz nicht nur unsere Wirtschaft, 
sondern auch unsere Gesellschaft nach-
haltig beeinflussen. Um bei dieser rasan-
ten Entwicklung mithalten zu können, 
muss sich die EU mächtig anstrengen, 
um den informationstechnologischen 
Rückstand zu den USA, aber auch zu 
China, Korea und Indien zu verringern. 
Die zentrale Rolle von Internetplatt-
formen scheint man in Europa lang-
samer zu verinnerlichen, obwohl sieben 
der zehn wertvollsten Unternehmen 
plattformbasierende Player in den USA 
und China sind, wie Felix Staeritz, Co-

Dietrich Eberhardt, IT-Strategieberater, Beisitzer 
im Landesvorstand der MIT Baden-Württemberg 
und Kreisvorsitzender der MIT Lörrach
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Gründer und CEO von „FoundersLane“, 
in einem Meinungsbeitrag in der „Welt“ 
darstellt. Europa ist der Kontinent der 
Hidden Champions. Von rund 2.700 
Weltmarktführern, oft sind es mittel-
ständische Unternehmen, sind fast 70 % 
in Europa ansässig. Diese Betriebe ma-
chen die wirtschaftliche Stärke Europas, 
und gerade die von Deutschland, aus. 
Wenn sie im weltweiten digitalen Wett-
bewerb weiter bestehen wollen, müssen 
sie ihre digitale Transformation noch 
mehr beschleunigen als bisher. Sie brau-
chen hybride Geschäftsmodelle, die von 
der Politik nicht einfach mit Zuschüssen, 
sondern mit einem dafür ausgerichteten 
europaweiten und einheitlichen Wett-
bewerbsrecht gefördert werden müssen.

Europa muss bei der  
Digitalisierung schneller werden

Die EU hat sich für den digitalen Wan-
del ehrgeizige Ziele gesetzt, damit aus 
europäischer Sicht die wirtschaftliche 
Wettbewerbsfähigkeit langfristig ge-
währleistet werden kann. Gerade weil es 
in Europa nur ganz wenige große Inter-
netplattform-Giganten gibt, müssen in 
vielen Unternehmen immer noch die Ge-
schäftsmodelle, Arbeitsplätze, Arbeits-
anforderungen und die Ausbildung an 
die neuen digitalen Gegebenheiten an-
gepasst werden. Dass es dabei in den 
jeweiligen EU-Mitgliedsstaaten unter-
schiedliche Digitalisierungsgeschwindig-
keiten und -standards gibt, kommt noch 
erschwerend hinzu. 

Europa benötigt eine  
konsistente Digitalstrategie

In der analogen Welt ist es der EU ge-
lungen, dass in vielen Fällen ihre Regeln 
und Standards auf der ganzen Welt zur 
Norm werden können. Nur wenn die EU-
Mitgliedsstaaten an einem Strang ziehen, 
kann dies auch in der digitalen Welt ge-
lingen. Europas Ziel ist eine digitale Welt, 
die sozial ausgewogen ist, in der die euro-
päischen Werte und Grundrechte gelten 
und in der sich die Menschen sicher füh-
len. Hierzu sind eine gemeinsame euro-
päische Digitalpolitik und ein digitaler 
Binnenmarkt notwendig. Dazu hat die 
EU-Kommission im März 2021 ihre Vi-
sion und mögliche Wege für den digita-
len Wandel Europas bis 2030 vorgestellt. 
Dieser digitale Kompass für das „digita-
le Jahrzehnt der EU“ legt die wichtigen 
Meilensteine für den digitalen Wandel 
in Europa fest. Die EU-Kommission doku-
mentiert dazu in ihren Vorschlägen vier 
wesentliche Bereiche:

1.	Kompetenzen: Bis 2030 sollen mindes-
tens 80 % der Erwachsenen in Europa 
über grundlegende digitale Kompeten-
zen verfügen. 20 Millionen Menschen 
– darunter mehr Frauen – sollen als 
Fachkräfte im Bereich der Informati-
ons- und Kommunikationstechnologie 
beschäftigt sein.

2.	Infrastruktur: Alle Haushalte europa-
weit sollen bis 2030 an leistungsfähige 
digitale Netze (sogenannte  Gigabit-
Anbindung) angeschlossen sein. Auch 
soll sich der Anteil an der weltweiten 

Produktion in Europa von Halbleitern 
auf 20 % verdoppeln. Außerdem sind 
der Aufbau von 10.000 klimaneutralen 
und hochsicheren Rechenzentren und 
ein erster Quantencomputer geplant.

3.	Wirtschaft: Bis 2030 sollen drei von 
vier Unternehmen  Clouds, „Big Data“ 
und künstliche Intelligenz nutzen. 
Zudem soll sich die Zahl der so-
genannten  Start-up-Einhörner, das 
heißt erfolgreiche  Start-ups  mit einer 
besonders guten Marktbewertung, in 
Europa verdoppeln.

4.	Staat: Alle wichtigen öffentlichen 
Dienste sollen  online  verfügbar sein, 
ebenso wie im elektronischen Gesund-
heitsdienst die Patientenakten. Dar-
über hinaus sollen 80 % der  EU-Bür-
gerinnen und -Bürger die digitale 
Identität nutzen.

Europa muss eine digitale  
Souveränität entwickeln

Spätestens die Coronakrise zeigte an-
schaulich, in welchen Abhängigkeiten 
sich Europa im digitalen Wettbewerb be-
findet. Gerade im Bereich der Halbleiter-
technologie und Cloud-Dienstleistungen 
hängt Europa stark von Anbietern aus 
den amerikanischen und asiatischen 
Wirtschaftsräumen ab. Um mit diesen 
auch in Zukunft erfolgreich konkurrie-
ren zu können, müssen die Europäer 
eine sogenannte „digitale Souveränität“ 
aufbauen, damit die EU nicht in eine ein-
seitige Abhängigkeit bei ihrer digitalen 
Weiterentwicklung gerät. 
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Der Weg dahin ist nicht billig. Der Auf-
baufonds „Next Generation EU“ soll grö-
ßere gemeinsame Investitionen in die di-
gitale Transformation ermöglichen. Von 
den dabei zur Verfügung gestellten 672,5 
Milliarden Euro sollen 20 % in digitale 
Zukunftsprojekte fließen. Deutschland 
wird sogar mit 40 % die Digitalisierung 
unterstützen. Die EU-Gelder sollen unter 
anderem in Forschung und digitale Infra-
strukturen investiert werden und den 
digitalen Wandel der Wirtschaft fördern.

Europa muss die  
Digitalisierung vor allem  
mit den USA abstimmen

Die EU muss sich jedoch beeilen, damit ihre 
Digitalstrategie vor allem mit derjenigen 
der USA mithalten kann. Obwohl beide Re-
gionen die digitale Transformation als wich-
tig für ihre wirtschaftliche Entwicklung und 
Wettbewerbsfähigkeit ansehen, gibt es ei-
nige wesentliche Unterschiede in Bezug auf 
Regulierung, Datenschutz und Wettbewerb. 

Einer der größten Unterschiede ist die Re-
gulierung. Die EU legt einen besonderen 
Schwerpunkt auf den Datenschutz und die 
Privatsphäre ihrer Bürger und hat daher 
umfangreiche und auch lange umstrittene 
Gesetze wie die Datenschutz-Grundver-
ordnung (DSGVO), den „Digital Markets 
Act“ (DMA) und den „Digital Services Act“ 
(DSA) eingeführt. In den USA ist die Regu-

lierung in diesem Bereich jedoch nicht so 
stringent. 

Ein weiterer wichtiger Unterschied ist 
die Behandlung von Technologieunter-
nehmen. Die EU bemüht sich um einen fai-
ren Wettbewerb und arbeitet an der Regu-
lierung großer Technologieunternehmen, 
während die USA diesen Unternehmen 
eher eine Laissez-faire-Haltung einnimmt 
und es ihnen so ermöglicht, schnell zu 
wachsen und weltmarktbeherrschende 
Stellungen einzunehmen. 

Auch die Infrastruktur und die Digitialisie-
rungskapazitäten unterscheiden sich. Die 
USA verfügt über eine in weiten Teilen des 
Landes sehr gut entwickelte Technologie-
Infrastruktur, während einige Länder in 
der EU, darunter auch Deutschland, noch 
hinterherhinken. 

Wichtig ist jedoch, dass diese unterschied-
lichen Positionen schnell in Einklang ge-
bracht werden müssen und die EU ihre Re-
gulierungen in allen ihren Mitgliedsländern 
zügig durchsetzt. Nur so kann sich Europa 
als souveräner Tech-Wirtschaftsraum im 
globalen Wettbewerb behaupten. �

Dietrich Eberhardt,

dietrich.eberhardt@itrc.de
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Der Wahltermin 

Die Europawahlen zum 10. Europäischen 
Parlament finden in dem der ersten 
Europawahl 1979 entsprechenden Zeit-
raum des letzten Jahres der fünfjährigen 
Wahlperiode statt (Art. 11 Absatz 2 Satz 
1 Direktwahlakt). Der Zeitraum der ers-
ten Europawahl lag zwischen dem 7. 
und 10. Juni 1979. Ein Blick auf den Ka-
lender des Monats Juni 2024 zeigt, dass 
für den Wahlzeitraum von Donnerstag 
bis Sonntag die Woche vom 6. - 9. Juni 
2024 dem entsprechenden Zeitraum am 
nächsten kommt. Der genaue Wahltermin 
der Europawahlen wird von der Bundes-
regierung im Rahmen der vom Rat der 
Europäischen Union (Artikel 10 und 11 
des Direktwahlakts: 
https://eur-lex.europa.eu/eli/dec/ 
1976/787(2)/2002-09-23) festgelegten 
Zeitspanne nach § 7 des Europawahl-
gesetzes (EuWG) festgelegt werden. Ein 
entsprechender Beschluss auf Bundes-
ebene in Deutschland ist im September 
diesen Jahres zu erwarten. Nur wenn 
es sich als unmöglich erweisen sollte, 
die Wahlen während dieses Zeitraums 
abzuhalten, ist es nach Anhörung des 
Europäischen Parlaments möglich, den 
Wahlzeitraum durch einen einstimmigen 
Beschluss des Rates zu verlegen (Artikel 
11 Absatz 2 Satz 2 des Direktwahlakts).

Die Aufstellung von Bewerberinnen und 
Bewerbern der politischen Parteien zur 
Europawahl ist erst ab dem 1. April 2023 
möglich (§ 10 Absatz 3 Satz 4 Europawahl-
gesetz - EuWG). Die Bewerberlisten für ein 
Bundesland und gemeinsame Listen für 
alle Länder sind spätestens am 83. Tage vor 
der Wahl bis 18:00 Uhr beim Bundeswahl-
leiter schriftlich einzureichen (§ 11 Absatz 1  
EuWG https://www.bundeswahlleiter.de/
europawahlen/2024.html).

Die Wahlkampagne

Neben den Wahlkampagnen der politi-
schen Parteien und europäischen poli-

tischen Familien wird es auch wieder 
eine institutionelle Kampagne des 
Europäischen Parlaments selbst (unter-
stützt von der Europäischen Kommis-
sion) geben. Für die Europawahlen 

Europawahl 2024 - 
diesmal wähle ich!

Evelyne Gebhardt MdEP (links) beim Stuttgarter Europaaktionstag 2019 
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2024 wird diese außer der Bewerbung 
und Bekanntmachung des Datums des 
Wahltermins (s. o.) 2024 zwei Haupt-
elemente als EP-Kommunikations-
botschaft enthalten: „Wort gehalten“ 
und „Demokratie“: Wenn sich die 
Bürgerinnen und Bürger für die euro-
päische parlamentarische Demo-
kratie engagieren sollen, müssen sie 
zunächst verstehen, welchen Nutzen 
sie bietet, worin ihr Mehrwert be-
steht, wie das Europäische Parla-
ment ihr Leben beeinflusst (hat), und 
warum es daher wichtig ist, zur Wahl 
zu gehen. Aus diesem Grund wird die 
Verwaltung des Europäischen Parla-
ments vor allem die Gesetzgebungs- 
und Kontrolltätigkeit des Parlaments 
2019 - 2024 zum Gegenstand haben. 
In dieser Botschaft wird es um die 
Bedeutung des demokratischen En-
gagements, unabhängig von der poli-
tischen Ausrichtung oder der Meinung 
über die EU gehen. Die Stimmabgabe 
ist nicht nur das wichtigste Instrument, 
das den Bürgern zur Verfügung steht, 
um die künftige Gestaltung Europas zu 
beeinflussen. Eine Stimmabgabe („zur 
Wahl gehen“) ist auch eine Möglichkeit, 
die Demokratie zu schützen.

Die Strategie

Analysen von Publikumsdaten haben 
gezeigt, dass die Wichtigkeit der The-
men, persönliche Erwartungen, ge-
sellschaftliches Engagement und das 
Wahlverhalten von EU-Land zu EU-
Land sowie zwischen den soziodemo-
grafischen Segmenten der Gesamt-
bevölkerung sehr unterschiedlich sind. 

Auch hat man anhand von Eurobaro-
meter-Daten festgestellt, dass poten-
zielle Wählerinnen und Wähler mittels 
dreier verschiedener Verhaltensweisen 
in ähnliche Gruppen entlang dreier 
Cluster unterteilt werden können: 
1.	Haltung der Europäerinnen und Euro-

päer gegenüber der EU
2.	Grad des politischen/gesellschaft-

lichen Engagements der Individuen
3.	Wahrscheinlichkeit, als Bürger an der 

Europawahl teilzunehmen.

So kann man auf eine Beschreibung von 
vier zentralen Bevölkerungssegmenten 
kommen, von denen drei als Hauptziel-
gruppe einer neutralen, institutionel-
len Kampagne interessant sind:
1.	„EU-aktive Enthusiasten“ stehen der 

EU am positivsten gegenüber und 
zeigen das größte Interesse und En-

gagement. Sie verfolgen z. B. häufig 
Nachrichtensendungen und werden 
mit hoher Wahrscheinlichkeit an der 
Europawahl teilnehmen. Diese Grup-
pe muss aber trotzdem motiviert 
werden, „an Bord“ zu bleiben und ist 
daher eine vorrangige Zielgruppe für 
die Kampagne. 

2.	„EU-passive Gemäßigte“ stehen der 
EU zwar recht positiv gegenüber, 
zeigen jedoch wenig politisches In-
teresse und Engagement. Sie ver-
folgen selten Nachrichten und sind 
auch weniger geneigt, an den Wahlen 
zum Europäischen Parlament teilzu-
nehmen. Diese Zielgruppe ist relativ 
schwer zu erreichen, aufgrund ihrer 
wohlwollenden Grundhaltung, könn-
te es sich aber lohnen, sie zu motivie-
ren, tatsächlich am Wahltermin zur 
Wahl zu gehen.

3.	Die „EU-engagierten Ambivalenten“ 
unterstützen die Ziele und Werte der 
EU zwar nicht unbedingt, sind aber 
generell sehr engagierte Menschen. 
Sie werden daher höchstwahrschein-
lich an den EE24-Wahl teilnehmen. 
Da sie auch ermutigt werden können 
und grundsätzlich schon bereit sind, 
sich weiter zu engagieren, sind sie 
eine aussichtsreiche Zielgruppe. 

4.	„EU-Skeptiker“: Die EU hat sie viel-
leicht verstimmt, sie unterstützen 
die EU nur noch wenig oder stehen 
ihr sogar negativ gegenüber. Sie ver-
folgen politische Nachrichten nur 
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spärlich und sie sind auch wenig 
geneigt, an der Europawahl teil-
zunehmen. Sie sind deshalb auch 
schwer zu erreichen und gehören 
daher nicht zu den vorrangigen Ziel-
personen unserer institutionellen 
Kampagne.

Eine institutionelle Kampagne wird 
auch die Tatsache berücksichtigen 
müssen, dass zumindest in Deutsch-
land 2024 nun erstmals auch Jugend-
liche ab 16  Jahren wählen können. 
Der Bundestag hat im November 2022 
einem Gesetzentwurf der Ampel-Koali
tion zugestimmt, der das Mindestwahl-
alter bei Europawahlen von bisher 18 
auf 16  Jahre senkt, was die Zahl der 
bundesweit Wahlberechtigten wohl um 
etwa 2,3 % steigern wird. 

Die Wahlbeteiligung

Gleichwohl wird dieser erweiterte Erst-
wählerkreis bei der Wahlbeteiligung 
wohl kaum ins Gewicht fallen, da etwa 
bei der letzten Europawahl 2019 die 
Wahlbeteiligung der 18- bis 24-Jährigen 
bei 42 % lag, also nicht viel geringer als 
der Durchschnitt aller Altersgruppen. 
Zudem ist bei der Wahlbeteiligung 
der jungen Erstwählerinnen und Erst-
wähler seit 2014 eine aufsteigende 
Tendenz zu beobachten. (Quelle: Euro-
barometer 91.5)
Die EU-Gesamtwahlbeteiligung bei 
den letzten Europawahlen 2019 war 
um 8 Prozentpunkte auf fast 51 % an-
gestiegen, was die höchste Beteiligung 
seit 1994 und zum ersten Mal eine 
Umkehrung der Wahlbeteiligung seit 
1979 bedeutet. Es waren die Jung- und 
Erstwähler in Europa, die die Wahl-
beteiligung in die Höhe trieben: Mit 
42 % der 16- bis 18- bis 24-jährigen, die 
bei den Europawahlen ihre Stimme ab-
gaben, stieg ihre Beteiligung um 50 %, 
verglichen mit einer Wahlbeteiligung 
von nur 28 % im Jahr 2014. Ähnlich 
stark war der Anstieg um 34 % in der 
Altersgruppe der 25- bis 39-Jährigen, 
wo die Wahlbeteiligung von 35 % auf 
47 % stieg.

In Baden-Württemberg waren zur Europa-
wahl 2019 insgesamt  7.747.281  Perso-

nen wahlberechtigt gewesen, gegenüber 
7.713.000 Wahlberechtigten in 2014. 
Die Wahlbeteiligung stieg auf 64 % der 
Wählerinnen und Wähler (2014: 52,1 %). 
Sie war damit 2019 um 11,9 % gegen-
über 2014 angestiegen und lag damit 
auch leicht über dem Bundesdurch-
schnitt (+ 2.5 %).

Die in diesem Text geäußerten Meinungen sind die des 

Autors und spiegeln nicht die Ansichten des Europäi-

schen Parlaments oder seiner Mitglieder wider.�

Dr. Udo Bux (Leiter des Verbindungsbüros 

des Europäischen Parlaments in München),

epmuenchen@europarl.europa.eu,

europarl.de/muenchen

Wahlbeteiligung EU und Deutschland 1979 - 2019
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Schwungvoll startete der MIT-Kreisver-
band Konstanz mit gleich zwei gut be-
suchten Veranstaltungen ins Jahr 2023. 
Die erste Veranstaltung am 19.01. stellte 
das Thema „New Work“ in den Mittel-
punkt. Ziel war es, Unternehmer aus der 
Region über New Work zu informieren, 
Ideen zu diskutieren und Erfahrungs-
werte auszutauschen. Die gut besuchte 
Veranstaltung startete mit einem Vortrag 
von Philipp Martin, MIT-Landesvorstands-
mitglied und Gründer der Reachbird AG. 
Er gab einen Überblick über die Herkunft 
des Begriffes „New Work“ und erklärte 
den Ansatz im Allgemeinen mit Blick auf 

die Teilbereiche Führung, Organisation, 
Sinnstiftung und Arbeitserbringung, be-
vor er praktische New-Work-Beispiele 
seines Unternehmens sowie eines SDAX-
Konzerns präsentierte. Dabei wurde 
besonders Bezug auf den Mittelstand 
genommen, welcher laut Martin beste 
Voraussetzungen hat, mit New-Work-
Ansätzen innovativer und attraktiver für 
potenzielle Arbeitnehmer zu sein. 

Die Merkmale des deutschen Mittel-
standes lassen sich gut mit dem Themen-
feld New Work verknüpfen. Besonders 
die nachhaltigen, nicht (nur) finanziel-

New Work im Mittelstand?  
Eine große Chance!

Vortrag und  

reger Austausch  

unter Unternehmern 

 im Kreis Konstanz

Aus den Kreisen & Bezirken
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Großes Interesse am Austausch zum Thema New Work.

QUALITÄT UND PRÄZISION

vom Kleinsten Artur Farr GmbH + Co. KG
info@farr-feinmechanik.de
www.farr-feinmechanik.de

Präzisionsdrehteile von ø 0,1 bis 
12,0 mm, aus hochwertigen 
Werkstoffen in absoluter 
Genauigkeit und erstklassiger 
Verarbeitung in Klein-, Mittel- und 
Großserien.
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len Ziele des Mittelstandes passen laut 
wissenschaftlicher Aufbereitungen gut 
zu dem Konzept von New Work, bei wel-

chem sinnhaftes Arbeiten im Vorder-
grund steht. Weitere Merkmale in der Or-
ganisation von Mittelständlern, die auch 

zu New-Work-Lösungen passen, ist die 
pragmatische Entscheidungsfindung, das 
hohe Vertrauen in Mitarbeitende als zen-
traler Wert und die schlanken Struktu-
ren. Diese Merkmale unterstützen New-
Work-Lösungen wie die Partizipation 
Mitarbeitender über Hierarchiestufen 
hinweg oder auch die Flexibilität für Mit-
arbeitende, die sich mehr an Output als 
an starren Arbeitszeiten orientiert. 

In der anschließenden Diskussion mit 
Unternehmern und Arbeitgebern der 
Region wurde auch deutlich, dass New 
Work bereits ein sehr präsentes Thema 
ist, zu welchem ein Austausch gewünscht 
ist und auch die Politik die richtigen 
Rahmenbedingungen setzen muss – be-
sonders mit Blick auf die Gesetzgebung 
zu Arbeitszeiten, Arbeitsort und damit 
verbundene Flexibilität wird von Seiten 
der Unternehmen weniger Bürokratie 
und mehr Freiheit erwartet. Dies sei auch 
im Sinne der Arbeitnehmer, so der Tenor.

Alles in allem war die Veranstaltung ein 
gelungener Auftakt, um auch zukünftig 
den MIT-Mitgliedern und interessierten 
Unternehmern inhaltlich relevante The-
men der Unternehmensführung und -or-
ganisation näher zu bringen und den 
fachlichen Austausch in der Region zu 
fördern. Für 2023 sind deshalb weitere 
fachliche Veranstaltungen von Seiten der 
MIT im Kreis Konstanz geplant.�

Philipp Martin (Pressereferent),

philipp.martin@reachbird.io,

mit-konstanz.de

Philipp Martin gibt Einblicke in den Bereich New Work

Rathberger GmbH
Beim Breitenstein 25
D-79588 Efringen-Kirchen
+49 (0)76 28 918 33-0
www.rathberger.de 
info@rathberger.de

CNC-BLECHBEARBEITUNG
LASERTECHNIK
METALLDACH
METALLFASSADE
BAUBLECHNEREI
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Die bereits zweite Veranstaltung im Jahr 
2023 des MIT-Kreisverbandes Konstanz 
war mit 200 Besuchern im Radolfzeller 
Innovationszentrum RIZ ein voller Erfolg. 
Gemeinsam mit dem Kreisverband der 
CDU im Landkreis Konstanz wagte man 
sich an ein in der Gesellschaft, aber auch 
in der MIT und der CDU kontrovers dis-
kutiertes Thema. 
Der CDU-Kreisvorsitzende Fabio Crivel-
lari und der MIT-Kreisvorsitzende Jürgen 
Beirer freuten sich, an einem Freitag-
abend einen bis auf den letzten Platz 
gefüllten Saal begrüßen zu dürfen und 
bedankten sich auch bei den Gebrüdern 
Bihler, die nicht nur die Räumlichkeiten 
zur Verfügung stellten, sondern auch 
viele Gäste zu dieser Veranstaltung 
einluden.
Der MIT-Kreisvorsitzende Jürgen Beirer 
machte in seiner Begrüßung deutlich, 
dass für viele mittelständische Unter-
nehmen eine zuverlässige Stromver-
sorgung und auch wettbewerbsfähige 

Strompreise von existenzieller Be-
deutung sind. Beides steht derzeit in 
Frage, was viele Mittelständler umtreibt. 
Er plädierte dafür die Debatte, um die 
Atomenergie zu versachlichen, denn sie 
sei zu emotionalisiert.
Professor Thorwart, der an der Uni-
versität Hamburg über theoretische 
Physik lehrt, zeigte in seinem Vortrag zu-
nächst auf, dass Deutschland mit seinem 
Atomausstieg mittlerweile einen Sonder-
weg in Europa und auch international be-
schreitet. Viele andere Länder, die eben-
falls einen Atomausstieg geplant hatten, 
haben diese Pläne mittlerweile revidiert. 
Der deutsche Sonderweg gefährdet 
seiner Meinung nach die Wettbewerbs-
fähigkeit der deutschen Wirtschaft und 
damit auch den Wohlstand in Deutsch-
land. Seit einigen Jahren zählt Deutsch-
land zu den Ländern mit den höchsten 
Energiepreisen.
Die Unbeständigkeit, Nicht-Planbarkeit, 
die ungelöste Speicherproblematik und 

der erhebliche Flächenbedarf für Wind-
kraftanlagen und Photovoltaikanlagen 
sieht er für eine Industrienation wie 
Deutschland als sehr problematisch. 
Als „nachhaltige Alternative“ zu Wind und 
Sonne stellte Prof. Thorwart die Atom-

Prof. Dr. Michael Thorwart referierte über die Zu-
kunft der Kernenergie.

Freuten sich über das rege Interesse (v. l. n. r.): 
CDU-Kreisvorsitzender Fabio Crivellari, Unternehmer 
Markus Bihler, Prof. Dr. Michael Thorwart und 
MIT-Kreisvorsitzender Jürgen Beirer.

Ist Atomenergie der  
IV. Generation eine 
nachhaltige Alternative 
zu Sonne und Wind?
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energie der IV. Generation vor. Bereits 
im Jahr 2001 wurde eine internationale 
Forschungsinitiative für diese neue Form 
der Kernenergie von ursprünglich 9 Na-
tionen gegründet und mittlerweile haben 
sich 4 weitere Nationen der Forschungs-
initiative angeschlossen. Die vier golde-
nen Regeln der IV. Generation lauten:

1.	Inhärente Sicherheit und Selbst-
kontrolle („walk away safe“), d. h. keine 
Kernschmelze möglich.

2.	Militärisch uninteressant – weil es 
extrem unwirtschaftlich wäre, auf 
diese Weise waffenfähiges Material 
herzustellen.

3.	Nachhaltige Lösung des Entsorgungs-
problems und Nutzung des vor-
handenen „Atommülls“ zur künftigen 
Energieerzeugung.

4.	Höchste Wirtschaftlichkeit. Die Strom-
gestehungskosten sollen im Bereich 
von weniger als 2 Cent pro kWh liegen.

Derzeit beschäftigen sich weltweit ca. 
50 junge Start-up-Unternehmen in die-
sem Bereich. Enttäuscht zeigte sich Prof. 
Thorwart über das Engagement der deut-
schen Industrie als auch der Energiever-
sorger, die weder in der Forschung noch 
in deren finanziellen Förderung enga-
giert sind.
Bei den neuen Reaktortechnologien geht 
es im Wesentlichen um kleine modulare 
Reaktoren, die industriell gefertigt wer-
den sollen. Sie sollen Strom von bis zu 
300 MWe pro Modul erzeugen. Von den 
weltweit ca. 50 unterschiedlichen Small-
Modular-Reactor-Designs und -Konzep-
ten gelten vier SMR-Konzepte als kurz-
fristig verfügbar. D.  h. es werden erste 
Pilotanlagen geplant oder gebaut.
Prof. Thorwart zeigte die Grundzüge von 
2 Reaktor-Designs (Dual-Fluid-Reaktor 

und Thoriumsalzschmelze-Reaktor) auf. 
Er warb dafür, dass Deutschland sich aktiv 
in die Forschung einbringt und das hohe 
vorhandene Atom-Energie-Know-how 
nicht verloren gibt. Er glaubt, dass die 
niedrigen Kosten der Energieerzeugung 
dieser neuen Atomenergie-Generation 
zukünftig teurere Stromproduzenten 
vom Markt verdrängen werden.
Die beiden Veranstalter MIT-Kreisver-
band und CDU-Kreisverband legten 
bei diesem Thema großen Wert darauf, 
auch ausreichend Raum für eine an-
schließende Diskussion zu bieten und 
dem Publikum die Gelegenheit zu geben, 
Fragen zu stellen. Dies wurde auch gern 
in Anspruch genommen und es kamen 
zahlreiche Fragen und Statements aus 
dem Publikum. Viele Gäste zeigten sich 
begeistert von den neuen Technologien, 
aber es gab durchaus auch einige kri-
tische Fragen. Der Kassierer der Kreis-
CDU, Mathematik-Prof. Reinhard Racke, 
kritisierte die Darstellung, dass die gerin-
ge Energiedichte erneuerbarer Energien 
ein hinreichender Beweis dafür wären, 
dass diese ungeeignet für die Energiever-
sorgung sind. Die Aussage bezog sich auf 
zwei Darstellungen, in denen die Energie-
dichten verschiedener Energieträger dar-
gestellt wurden und einer weiteren über 
die Energieerntefaktoren verschiedener 
Technologien. Dies führte zu einem kur-
zen akademischen Disput.
Insgesamt wurde die Veranstaltung von 
sehr vielen Gästen gelobt sowie äußerst 
positiv bewertet und viele Gäste be-
dankten sich für die Informationen und 

wünschten sich, dass die Politik die Er-
forschung der Atomenergie der IV. Gene-
ration finanziell fördert.�

Jürgen Beirer (Kreisvorsitzender), 

j.n.beirer@gmail.com,

mit-konstanz.de

Energiedichten verschiedener Energieträger

4 MJ/kg
Biomasse 11 MJ/kg

Braunkohle 17 MJ/kg
Brennholz

34 MJ/kg
Steinkohle

43 MJ/kg
Öl 50 MJ/kg

Gas

640 000 MJ/kg
Kernkraft

0.001 MJ/kg
Wasserkraft

1) für 100 m Höhendifferenz  

0.46 MJ/kg
Wind

2) Druckluft 2 bar, Windenergie um Faktor 1000 noch kleiner… 0.000013 MJ/kg
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Kärcher Tresorbau GmbH + Co. KG 
Gmünder Str. 8, 75181 Pforzheim 

Tel. (07231) 96 39 90 - 0 
www.Kaercher-Tresorbau.de 

Vergleich Energie-Erntefaktor Energiedichten verschiedener Energieträger



26 Nr. 2 | 2023

Wenn sich zwei Ostfriesen im Hohen-
loher Land treffen, ist das schon ein be-
sonderes Ereignis. Anlass war die Ein-
ladung von MIT-Hohenlohe-Mitglied 
Hinrich H. Swyter, ein gebürtiger Ost-
friese sowie Inhaber und Geschäftsführer 
der Veigel GmbH + Co. KG, zur Betriebs-
besichtigung seines Unternehmens in 
Öhringen. Bevor es in drei Gruppen zum 
Betriebsrundgang ging, begrüßte der 
Veigel-Firmenchef mit launigen Worten 
zur Unternehmensentwicklung die große 
Zahl der Besucher und Besucherinnen 
und hieß besonders seine ostfriesische 
Landsmännin, unsere MIT-Bundesvor-
sitzende Gitta Connemann, ganz herzlich 
willkommen. Zur illustren Runde der an-
wesenden MIT-Prominenz gehörten MIT-

Eindrucksvolle  
Betriebsbesichtigung 
und reger Austausch mit 
Gitta Connemann MdB

Veigel-Chef Hinrich H. Swyter begrüßt die Gäste mit der MIT-Bundesvorsitzenden Gitta Connemann MdB.
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Landesvorsitzender Dr. Bastian Atzger, 
MIT-Landesgeschäftsführerin Ulla Mül-
ler-Eisenhardt, mittelstandspolitischer 
Sprecher der CDU/CSU- Bundestags-
fraktion und Vorsitzender des Parla-
mentskreis Mittelstand (PKM) Christian 
Freiherr von Stetten MdB sowie Gäste 
aus weiteren MIT-Kreisverbänden.

Bei der Besichtigung wurde vielen Teil-
nehmern erst richtig bewusst, dass sie 
in früheren Jahren fast alle der Technik 
von Veigel Automotive begegnet sind, 
wenn auch unbewusst. Nämlich bei den 
Schulungsstunden im Fahrschulwagen, 
der mit einer Doppelbedienung für den 
Fahrschullehrer ausgestattet war. Die 
Wahrscheinlichkeit, dass die dort ein-
gebaute Technik von Veigel stammte, ist 
groß, denn das Unternehmen ist Welt-
marktführer in seinem Leistungsportfolio 
und damit ein echter Hidden Champion. 
Die Geschichte des Unternehmens be-
gann im Jahre 1920, als der Hohenloher 
Tüftler Wilhelm Veigel in Künzelsau eine 

Autowerkstatt eröffnete. Als Fahrlehrer 
entwickelte er einige Jahre später für den 
Eigenbedarf eine Doppelbedienung für 
Fahrschulwagen. Diese Erfindung gilt als 
die Geburtsstunde des Unternehmens. 
Nachdem es in den fünfziger Jahren keine 
Firmennachfolge aus der Familie Veigel 
gab, übernahm Heinrich H. Swyter den 
Betrieb und führte ihn zusammen mit 
seiner Frau Irmtraud Swyter in ein neues 
Zeitalter.
Neben den Fahrschulsystemen entstand 
zum Jahrtausendwechsel mit Rehamotive 
der zweite Geschäftsbereich: Fahr- und 
Fahrzeug-Einstiegshilfen für Menschen 
mit Behinderungen. Knapp zehn Jahre 
später gründete das Unternehmen Vei-
gel North America, wobei gleichzeitig 
der gelungene Einstieg der zweiten Swy-
ter-Generation erfolgte. Im Juli 2021 folg-
te mit dem Umzug von Künzelsau nach 
Öhringen in das neu gebaute Kunden-, 
Entwicklungs- und -Produktionszentrum 
einer der größten Schritte in der Unter-
nehmensgeschichte. Das optisch außer-
gewöhnliche Gebäude in V-Form sei, wie 
der Unternehmer Hinrich H. Swyter er-
läuterte, in mehrfacher Hinsicht außer-
gewöhnlich innovativ. Was nicht nur die 
ressourcenschonende und Energie sparen-
de Bauweise umfasst, sondern sich auch 
im gesamten Innenleben wiederfindet. 
Kundenbereich, Verwaltung und Büros, 
Entwicklung, Produktion und Montage-
bereich wurden so konzipiert, dass für 
die Mitarbeitenden kommunikative Be-
gegnungszonen, zusätzlich zur Cafeteria 
und Kantinenbereich, entstanden sind. 
Veigel Automotive versteht sich mit der 
ausgeprägten Fertigungstiefe als auch 

aufgrund der Vielfalt von fast unzähligen 
Varianten mit kleinsten Losgrößen als 
Manufaktur und sieht seine Stärke in der 
Nische. Das Prinzip „Local Sourcing“ ge-
hört mit zur Veigel-Philosophie, wonach 
rund 80 % der verbauten Teile innerhalb 
eines Lieferradius‘ von fünfzig Kilometer 
bezogen werden. 
Der Standort Öhringen umfasst 80 Be-
schäftigte und weitere 16 Mitarbeiter 
in USA. Bei den Einbauarbeiten setzt 
das Unternehmen auf ein dichtes Ein-
baupartnernetz in Deutschland und den 
europäischen Nachbarn. 
Nach dem Betriebsrundgang lud Firmen-
chef Swyter die Besucher zum Imbiss in 
der Betriebscafeteria ein, dem ein sehr 
emotionaler und nachdenklicher Vortrag 
von unserer MIT-Bundesvorsitzenden 
Gitta Connemann folgte und der zu wei-
teren Diskussionen in Gesprächsrunden 
anregte.�

Werner Koch (Pressereferent),

werner.koch@wernerkoch.de,

mit-hohenlohe.de

(V. l. n. r.:) Christian Freiherr von Stetten MdB , Angelika Harm, Roland Rüdinger, Dr. Bastian Atzger, 
Gitta Connemann MdB, Hinrich H. Swyter und Thomas Rapp.

Der Kreisvorsitzende der MIT Hohenlohe Roland 
Rüdinger mit der MIT-Bundesvorsitzenden Gitta 
Connemann MdB.

Seit 70 Jahren verlassen Falzmaschinen in 
Spitzenqualität unser Hause GUK in Wellendin-
gen. Wir sind spezialisiert auf Anlagen für 
Kleinfalzungen, die jeder als Packungsbeilage 
kennt. Über Jahrzehnte wurde die Leistung und 
Einfachheit dieser Anlagen optimiert. Und nach 
wie vor konzentrieren wir uns mit Leidenschaft 
auf den Kunden und seine Bedürfnisse. Erleben 
Sie die Kunst des Falzens bei GUK.

www.guk-falzmaschinen.com

Papierkünstler.
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Am 14.04.2023 öffnet die 
Bundesgartenschau ihre 
Pforten in Mannheim. Das 
ehemalige amerikanische 
Militärgelände Spinelli 
ist ebenso Spielort wie 
der beliebte Luisenpark, 
der 1975 für die dama-
lige Bundesgartenschau 
geschaffen wurde. Die 
BUGA 2023 spannt somit 
den Bogen von der Ver-
gangenheit in die Moderne 
und soll die nachhaltigste BUGA aller 
Zeiten sein. Kurz bevor das Gelände 
wegen der letzten und abschließenden 
Baumaßnahmen für den Besucherver-
kehr gesperrt wurde, gelang es der 
MIT Mannheim, bei einem Rundgang 
nochmal einen Blick auf die Baustelle 
zu werfen.

Von der Bundesgartenschau soll auch 
ein Anschub für die örtliche Wirtschaft 
ausgehen. Erwartet werden 2,1 Millio-
nen Besucher in der Quadratestadt, 
die auch die touristischen, kulturellen 
oder infrastrukturellen Einrichtungen 
nutzen sollen. „In diesem Zusammen-
hang finde ich es fatal, dass die grün-

rot-rote Mehrheit im Ge-
meinderat ausgerechnet 
mit Beginn der Bundes-
gartenschau auch eine 
Bettensteuer eingeführt 
hat“, so der MIT-Kreis-
vorsitzende und Stadtrat 
Alexander Fleck. „Wenn 
man heute die Flyer von 
Re i s e b u s u n t e r n e h m e n 
studiert, weichen diese 
mit den Übernachtungen 
ihrer Gäste teilweise bis 

tief in benachbarte Bundesländer aus 
und übernachten gerade nicht wäh-
rend der BUGA-Fahrt in Mannheim. 
Das ist nicht Sinn der Sache.“

Die Teilnehmer zeigten sich von dem 
beeindruckend, was auf dem Spinelli- 
Gelände im Mannheimer Stadtteil 

BUGA-Geschäftsführer Michael Schnellbach und MIT-Kreisvorsitzender Alexander Fleck

Auf die BUGA, fertig, los …
MIT Mannheim erhält vorab Einblick
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Feudenheim entstand. Wo früher Pan-
zer gewartet und der Nachschub für 
Krisenregionen gelagert wurde, ent-
stand ein interessantes Zusammen-
spiel zwischen innovativem Städte-
bau und Gartenschau. Während im 
Norden von Spinelli ein Wohngebiet 
erschlossen wurde, wurden auf dem 
restlichen Gelände die militäri-
schen Gebäude weitgehend zurück-
gebaut. Ausnahmen hiervon sind ein 
Gebäudeensemble, in dem die Ge-
schäftsführung ihren Sitz hat, eine 
Wartungshalle, die zum Eingangs-
bereich mit Kassenareal umgestaltet 
wurde und die sogenannte U-Halle. 
Dort kamen früher die Eisenbahn-
züge auf dem Gelände an und wurden 
entladen. Hier entstand die Haupt-
ausstellungsfläche, auf welcher sich 
Stadt, Land, Partnerstädte und zahl-
reiche weitere Aussteller präsentie-
ren. Dieses Gebäude wird auch nach 
Ende der BUGA erhalten bleiben, eine 
Gastronomie sowie ein Lapidarium 
beherbergen.

Neben dem in die Feudenheimer Au 
hereinragenden Panoramasteg, von 
dem man aus einen weiten Blick auf 
den ehemaligen Neckararm mit Flora 
und Fauna genießen kann, ist sicher-
lich die Seilbahn ein Höhepunkt der 
Ausstellung. Sie verbindet die bei-
den Ausstellungsflächen und kann ca. 
2.800 Besucherinnen und Besucher in 
8 Minuten über den Neckar hinweg 
befördern.

„Wir freuen uns auf eine sicherlich 
sehr attraktive, spannende und 
erfolgreiche Bundesgartenschau“, so 
Alexander Fleck, „ich lade alle Lese-
rinnen und Leser des Wirtschafts-
forums zu einem Besuch ein. Viel-
leicht treffen wir uns ja dort auf einen 
Kaffee.“�

Alexander Fleck (Kreisvorsitzender), 

alexander-fleck@t-online.de,

mit-mannheim.de

BUGA zwischen Stadtentwicklung und Blumenschau

Hitzefrei!

Diese speziell entwickelte Flüssigkeit ist der
ideale Sonnenschutz auf Kunststoffoberflä-
chen, wie z. B. Lichtkuppeln, Pergola- oder
Wintergartendächern, Lichtbänder oder auf
rauhen Glasoberflächen. Wie bei unseren
Sonnenschutzfolien wird auch mit Liquisol
ein effektiver Hitze- und Blendschutz erzielt.

Weitere Informationen unter:
www.audax-hitzeschutz.de

AUDAX-Keck GmbH
75365 Calw
Tel. 0 70 51/16 25-0
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Zum ersten Mal konnte dieser als ge-
meinsamer Empfang der CDU ZweiTäler-
Land im neuen, und bis auf den letzten 
Platz durch interessierte Bürgerinnen, 
Bürger und Unterstützer der CDU voll 
besetzten Bürgertreff Sonnenkeller e.V. 
in Gutach-Bleibach durchgeführt wer-
den. Nach der Begrüßung durch die 
Stellvertretende CDU-Kreisvorsitzende 
Stefanie Wernet (Waldkirch) wurde in 
verschiedenen Impulsvorträgen sowohl 
ein Rückblick wie auch ein Ausblick 
auf die kommenden Themen, Heraus-
forderungen und Möglichkeiten gegeben.

Dr. Martin Krämer, langjähriges Vor-
standsmitglied der SICK AG in Waldkirch, 
sprach über die Herausforderungen des 
Fachkräftemangels in der Industrie, die 
veränderten Rahmenbedingungen durch 
Corona und die neuen Anforderungen 
der jungen Generation an die Arbeits-
welt. Mögliche Effizienzsteigerungen sah 
er in einer verbesserten Work-Life-Balan-
ce mit der Möglichkeit von Homeoffice in 
verschiedenen Berufsfeldern. 

Adrian Probst, Bürgermeister von St. Bla-
sien und Landesvorsitzender der Berg-
wacht Schwarzwald, legte den Fokus auf 
die Themen Bevölkerungsschutz, Ehren-
amt und Rettungsdienste. Viele in der 
Bevölkerung sind sehr engagiert und 
auch bereit, Verantwortung im Ehrenamt 
zu übernehmen. Die erfahrene Unter-
stützung und spürbare Wertschätzung 
seiner ehrenamtlichen Arbeit lassen ihn 

Klartext im 
ZweiTälerLand
Ruth Baumann spricht beim Neujahrsempfang

Ruth Baumann mit Christian Ringwald, Moderator sowie Ortsvorsteher von Buchholz und CDU-Stadtver-
bandsvorsitzender von Waldkirch 
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optimistisch in das neue Jahr und die Zu-
kunft schauen.

Einen weiteren Impuls setzte Ruth 
Baumann, Mitglied im CDU- und MIT-
Bundesvorstand, aus der Sicht des mittel-
ständischen Unternehmers. Während 
früher der Wunsch Gesundheit, Aufträge 
und Kunden, die zahlen, alles beinhaltete, 
muss dies nun weiter ergänzt werden. Es 
braucht heute auch Materialien, um über-
haupt arbeiten zu können (Lieferketten, 
Kostenexplosionen), Menschen, die 

arbeiten wollen (Erhöhung des Netto-Ein-
kommens), Post, die einen auch erreicht 
und Geld, das nicht durch Inflation „auf-
gefressen“ wird. Eine gesicherte, grund-
lastfähige Stromversorgung und eine 
verlässliche Infrastruktur (auch digital) 
nicht zu vergessen. Die bisherige Trans-
formation der Wirtschaft, auch aufgrund 
des Green Deals, betrachtete sie kri-
tisch. Die Taxonomie entpuppt sich mehr 
und mehr als bürokratisches Monster 
und lähmt unternehmerisches Handeln. 
Ferner erinnerte sie daran, dass bei der 

Rentenberechnung die Arbeitgeberbei-
träge mehr Niederschlag in der Renten-
berechnung finden müssen und dass das 
zinslose Darlehen der Betriebe in Form 
eines 13. Monats Sozialversicherungbei-
träge bei der Einführung der Vorfälligkeit 
noch immer nicht zurückgezahlt wurde. 
Sie empfahl den Anwesenden die „3 Ts“: 
Tempo, Tatendrang und (Klar-)Text.

Die positive Resonanz und Rück-
meldungen seitens der Zuhörer unter-
strichen, dass nicht nur die Aus-
führungen am Puls der Zeit waren, 
sondern dass man auch willens ist, ge-
meinsam Dinge anzupacken und den 
Wirtschaftsstandort Deutschland zu si-
chern und neu zu denken.�

Stefanie Wernet (Stv. Kreisvorsitzende CDU 

Emmendingen),

stefanie.wernet@gmx.de

Veranstalter und Referenten (v. l. n. r.): Jerry Clark (CDU Gutach), Christian Ringwald (CDU Waldkirch), 
Sebastian Rötzer (BM Gemeinde Gutach), Marita Schmieder (CDU Winden), ehemaliger MdB Peter Weiß, 
Roland Baier (CDU Elzach), Stefanie Wernet (Stv. Kreisvorsitzende CDU Emmendingen), Adrian Probst 
(BM von St. Blasien), Ruth Baumann (MIT- und CDU-Bundesvorstand), Markus Reich (MIT Emmendingen 
und CDU Simonswald) und Erwin Schultis (CDU Winden). 

Begrüßungsworte von Stefanie Wernet, Stv. Kreis-
vorsitzende der CDU Emmendingen

Viele Gäste sind der Einladung zum Neujahrsempfang 2023 der CDU ZweiTälerLand im Sonnenkeller e.V. 
in Gutach-Bleibach gefolgt.
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Die letzten 12 Monate im MIT-Bundes-
vorstand waren durch intensivste 
Arbeit geprägt, die wechselnd in Prä-
senz, jedoch überwiegend im digitalen 
Format stattgefunden hatte. Dieses 
digitale Format, für die Arbeitsebene, 
kommt vor allen Dingen allen ehren-
amtlich Tätigen sehr entgegen, da der 
zeitliche und finanzielle Aufwand für 
Reisen nach Berlin (manchmal nur für 
wenige Stunden) entfällt.

Zum Jahresende 2022 zeichneten sich  
auch personell einige, z. T. über-
raschende Änderungen ab. Der bis-
herige Vorsitzende der MU Bayern, 
Franz Pschierer, trat überraschend 

von seinem Amt zurück. Die MU Bay-
ern hat die Nachfolge entsprechend in 
einer Wahl geregelt, sodass Sebastian 
Brehm, der bereits Beisitzer im MIT-
Bundesvorstand ist, nun neuer Vor-
sitzender der MU ist und hauptsäch-
lich die Aufgaben in Berlin wahrnimmt. 
Unterstützt wird er durch Dr. Thomas 
Geppert, der hauptsächlich die Auf-
gaben in Bayern wahrnehmen wird. 

In der Bundesgeschäftsstelle der MIT 
hat es ebenfalls, teilweise gravierende, 
Veränderungen gegeben. Neben zahl-
reichen Neuzugängen verlässt im Früh-
jahr 2024 leider der langjährige, sehr 
erfolgreiche und äußerst engagierte 

Geschäftsführer Thorsten Alsleben die 
MIT-Bundesgeschäftsstelle. Er hat das 
Präsidium rechtzeitig mit großem Vor-
lauf darüber informiert und somit die 
Möglichkeit geschaffen, dass ein naht-
loser Übergang stattfinden wird. Sein 
Nachfolger ist bereits gefunden und 
eine Einarbeitung von Thorsten Alsle-
ben ist noch gewährleistet. Über den 
Stabwechsel mit Würdigung von Thors-
ten Alsleben und der Vorstellung seines 
Nachfolgers wird separat in unserer 
Zeitschrift berichtet.

Am 24. und 25.  März  2023 findet eine 
Klausurtagung des MIT-Bundesvor-
standes in Dortmund statt. Im Rahmen 
dieser Klausurtagung werden die Er-

Das Jahr 2024  
steht im Zeichen  
von wegweisenden  
Veränderungen

MIT Bund

Oliver Zander, Stellvertretender Bundesvorsitzen-
der der MIT sowie Beisitzer im Landesvorstand der 
MIT Baden-Württemberg

Textilwerke Todtnau  
Bernauer KG
Schwarzwaldstr. 5a 
79674 Todtnau

Vertreten durch: 
Hanspeter Bernauer

Telefon: +49 7671 9117-0 
Telefax: +49 7671 9117-40 
E-Mail: info@beratex.com
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gebnisse aus der Projektkommission 
MIT 2024 vorgestellt und diskutiert. 
Die dort beschlossenen Maßnahmen 
werden auf dem Bundesmittelstands-
tag, der am 8. und 9. September 2023 
in Kiel stattfinden wird, endgültig 
beschlossen. 

Neben dem Bundesmittelstandstag 
und entsprechenden Neuwahlen im 
September, findet im Sommer ein 
Landesmittelstandstag in Baden-
Württemberg statt. Im Vorgriff auf 
diese beiden bevorstehenden Wahlen 
möchte ich Sie, die Mitglieder der MIT 
Baden-Württemberg darüber infor-
mieren, dass ich nach 8 Jahren Tätig-
keit im MIT-Bundesvorstand, davon 
4 Jahre als stellvertretender MIT-
Bundesvorsitzender, nicht mehr für 
ein entsprechendes Amt auf Bundes-
ebene kandidieren werde. Gleiches 
gilt für die Landesebene. Nachdem 
ich hier viele Jahre als Beisitzer, 
2  Jahre als stellvertretender Landes-
vorsitzender und 2  Jahre als Landes-

vorsitzender tätig war, werde ich 
bei den bevorstehenden Wahlen im 
Sommer nicht mehr für ein Amt auf 
Landesebene kandidieren. 

Ich bin stets der Meinung gewesen, 
dass man nicht dauerhaft an Ämtern 
kleben soll und somit auch den Weg 
für Erneuerung rechtzeitig freimachen 
sollte. Darüber hinaus haben sich in 
den letzten Jahren die beruflichen Auf-
gaben und Anforderungen erfreulicher-
weise im positiven Bereich nachhaltig 
verändert. Nachdem meine Tochter vor 
knapp 2 Jahren in das Unternehmen 
eingetreten ist, ist ihr nun auch ihr 
Zwillingsbruder im Oktober ver-
gangenen Jahres gefolgt. Ich persön-
lich sehe es als meine Aufgabe, meine 
volle Kraft in die Zukunft und den Aus-
bau des Unternehmens für die nächste 
Generation zu investieren. Dies lässt 
leider nicht mehr zu, dass ich mich in 
gewohnter Weise ehrenamtlich für die 
MIT einsetzen kann, wie ich es selbst 
von mir erwarte.

Die vielen Jahre intensiver Arbeit, so-
wohl auf Kreis-, Bezirks-, Landes- wie 
auch auf Bundesebene, haben mir große 
Freude bereitet und ich bedanke mich 
auf diesem Wege bei allen, die mich 
bei meinem Weg wohlwollend unter-
stützt haben, besonders Ulrich Bauer, 
der Bezirksvorsitzende der MIT Nord-
Württemberg und bei Ralf Nerling vom 
Kreisverband Böblingen.

Ich wünsche allen, die sich ehren- 
und hauptamtlich für die Belange des 
Mittelstands innerhalb der MIT auf 
Bundes-, Landes-, Bezirks- und Kreis-
ebene einsetzen, gutes Gelingen und 
viel Erfolg.
Selbstverständlich bleibe ich der MIT 
als Mitglied weiter erhalten. 

Herzlichste Grüße
Ihr Oliver Zander�

mail@oliver-zander.de

Barth Datenschutz GmbH
Brunnengasse 3 · 73650 Winterbach · Tel. +49 711 400 70720
info@barth-datenschutz.de · www-barth-datenschutz.de
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Der 43-jährige Ökonom und Politik-
wissenschaftler Fabian Wendenburg 
tritt zum 1. Mai die Nachfolge von 
Thorsten Alsleben an. Der MIT-Bundes-
vorstand hat Fabian Wendenburg auf 
Vorschlag der Bundesvorsitzenden 
Gitta Connemann einstimmig gewählt. 
Wendenburg ist derzeit Geschäfts-
führer des Verbandes „Familienbetriebe 
Land und Forst“ in Berlin, für den er seit 
2018 tätig ist.

Nach seinem Magister in Politikwissen-
schaft, Regionalwissenschaften Nord-
amerika und Europarecht in Bonn erwarb 
Wendenburg an der Johns-Hopkins-Uni-
versität in Bologna und Washington DC 
internationale Wirtschaftswissenschaften 
einen Master-Abschluss. Nach Tätigkeiten 
bei den Beratungshäusern McKinsey und 
Brunswick wurde er 2009 Referent in der 
Hauptstadtrepräsentanz der Linde Group 
in Berlin. Von dort wurde er Büroleiter der 
parteilosen Berliner Wirtschaftssenatorin 
Sybille von Obernitz, bevor er 2013 zum 
Bundesverband der Deutschen Industrie 
(BDI) wechselte. Dort war er unter ande-
rem stellvertretender Abteilungsleiter der 
Abteilungen für Außenwirtschaftspolitik 
und zuletzt in der Abteilung Strategische 
Planung. Wendenburg ist verheiratet und 
hat zwei Kinder.

Die MIT Baden-Württemberg heißt Fa-
bian Wendenburg herzlich willkommen 
und freut sich auf eine produktive sowie 
erfolgreiche Zusammenarbeit.�

MIT Baden-Württemberg,

wifo@mit-lvbw.de,

mit-bw.de

Vielen Dank, Thorsten Alsleben, für die heraus-
ragende Arbeit und das beispielhafte Engagement 
für die MIT!

Herzlich willkommen, Fabian Wendenburg!  
Die MIT BW freut sich auf die Zusammenarbeit.

Wechsel des Haupt-
geschäftsführers in der 
Bundesgeschäftsstelle

Es ist bereits bekannt, dass der Haupt-
geschäftsführer Thorsten Alsleben (50) 
die Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
verlässt. Dies möchte die MIT Baden-
Württemberg zum Anlass nehmen und 
sich bei ihm für die intensive und ver-
trauensvolle Zusammenarbeit bedanken. 
In den letzten acht Jahren hat Thorsten 
Alsleben mit seinem herausragenden En-
gagement maßgeblich dazu beigetragen, 
dass die MIT einen größeren Stellenwert 
in der Wirtschaft und Politik erhalten hat. 
Alsleben wechselt als Geschäftsführer 
zur Initiative Neue Soziale Marktwirt-
schaft (INSM). Wir wünschen ihm beruf-
lich wie auch privat alles Gute.
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Das Verbot der EU, ab 2035 Neufahrzeuge mit Verbrennungs-
motor zuzulassen, stößt im deutschen Mittelstand auf heftige 
Kritik. Aufwand und Folgekosten stünden in keinem Verhältnis 
und die Maßnahme sei für die Umwelt sogar eher schädlich, so die 
Mittelstands- und Wirtschaftsunion (MIT) Baden-Württemberg.
Der MIT-Landesvorsitzende Bastian Atzger erklärt: „Mit diesem 
Schritt drückt die EU einen weiteren Schritt ihrer rein ideologischen 
Agenda gegen die Verbrennungsmotoren durch. Ein erzwungener 
Umstieg auf E-Mobile verursacht nicht nur hohe Investitionskosten, 
sie verschiebt auch Abhängigkeit von der OPEC zu China.“
Wer diese Entscheidung der EU gut fände, so Atzger weiter, igno-
riere, wie umweltschädlich die seltenen Rohstoffe für die E-Mobili-
tät gewonnen und transportiert werden würden sowie wie die 
ökologische und ökonomische Gesamtrechnung dieses Verbots 
aussehe. So sei nicht geklärt, was mit dem bestehenden Fahrzeug-
bestand geschehen soll. 
„Wenn es das allgemeine Ziel ist, CO2 einzusparen, dann wäre ein 
Wechsel auf E-Fuels mit Blick auf die Gesamtbilanz eine kluge Ent-
scheidung. Aber im ökologischen Feldzug gegen das Auto scheint 
es keine vernünftige Faktenabwägung mehr zu geben, sondern 
nur noch Verbote“, so Atzger.
Viele Mittelständler, die gerade in Baden-Württemberg in hohem 
Maß Zulieferer zur Automobilindustrie sind, interpretieren das 
Verbot somit als politische Schikane. Mit diesem Schritt, so die 
MIT, ziehe man hochentwickelter deutscher Technologie den 
Boden unter den Füßen weg, was entsprechend negative Folgen 
für Betriebe und den Arbeitsmarkt nach sich ziehe. Auch ließe es 
die Bedürfnisse von Gewerbebetrieben und Familien außer Acht, 
die gerade im ländlichen Raum reichweitenstark auf Autos mit 
Verbrennungsmotoren angewiesen sind. 
„Diese Pseudo-Öko-Politik muss man sich leisten können,“ so Atz-
ger, „in Zukunft könnte das Auto wieder nur das Transportmittel 
der Besserverdienenden sein, während alle anderen vom Staat 
verordnet mit dem Zug oder dem Lastenrad fahren sollen. Das ist 
nicht die Welt des baden-württembergischen Mittelstands und 
die kann auch keiner ernsthaft für unsere Zukunft wollen.“
Für Atzger ist somit klar, dass man diese Entscheidung bis 2030 
und darüber hinaus bekämpfen muss: „Der Wähler hat bei der 
Europawahl die Chance, sich für Vernunft und Verhältnismäßig-
keit zu entscheiden. Wer etwas für die Umwelt tun will, der han-
delt faktenbasiert, mit Technologieoffenheit und Weitsicht, aber 

nicht ideologisch. Das schont die Umwelt, die Nerven und sogar 
noch den eigenen Geldbeutel.“�

Jürgen Scheurer (Pressesprecher),

presse@mit-bw.de,

mit-bw.de 

Pressemitteilung 1/2023

Mittelstand bezeichnet 
EU-Verbrennerverbot als 
„reine Schikane“
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Das Schaustellergewerbe im Land leidet noch immer massiv 
unter den Folgen der Coronapandemie. Die Mittelstands- 
und Wirtschaftsunion (MIT) setzt sich daher für die Unter-
stützung der Branche ein. 
Der MIT-Landesvorsitzende Bastian Atzger erklärt: „Volks-
feste sind in unserem Bundesland fest verwurzelt. Sie stär-
ken die Gemeinschaft und sind auch eine wichtige Stütze der 
heimischen Wirtschaft und des Tourismus. Gerade wegen 
der Nachwirkungen der schwierigen Corona-Zeit benötigt 
diese Branche Unterstützung.“

Die MIT Baden-Württemberg unterstützt daher die Initiati-
ve der Unionsfraktion auf Bundesebene, die mit dem Härte-
fallfonds bereitgestellten und bisher wenig in Anspruch 
genommenen finanziellen Mittel leichter zugänglich zu ma-
chen. Damit können auch besonders von der Coronapande-
mie betroffene Schausteller, Marktkaufleute und Zirkusse 
stärker unterstützt werden. 

„Volksfeste und Märkte machen einen wichtigen Teil unse-
rer regionalen Kultur aus. Wir müssen dafür sorgen, dass sie 
auch zukünftigen Generationen erhalten bleiben“, erklärt 
Atzger. 

Deutschlandweit gibt es über 10.000 Volksfeste. Sie sind ein 
wichtiger Wirtschaftsfaktor: Rund 190 Millionen Besucher 
geben dort jährlich 4,75 Milliarden Euro aus. Knapp 32.000 
Menschen sind bei den gut 5.300 Schaustellerunternehmen 
beschäftigt, meist kleine und mittelständische Familien-
unternehmen. Hinzu kommen rund 3.000 Weihnachts-

Mittelstand will das 
Schaustellergewerbe 
stärken
Volksfeste und Märkte müssen  

als Teil der regionalen Kultur erhalten bleiben

Unsere neuen, dezentralen Großgeräte mit Wärme-
rückgewinnung KWL® Yoga sorgen jederzeit für beste  
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Gesund lüften.
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märkte, auf denen bei 160 Millionen Besuchern ca. 1,7 Mil-
liarden Euro umgesetzt werden. 3.300 Wochenmärkte tragen 
zur Grundversorgung der Bevölkerung mit einem jährlichen 
Umsatz von ca. 5 Milliarden Euro bei. Hinzu kommen zahl-
reiche Jahr- und Spezialmärkte.�

Jürgen Scheurer (Pressesprecher),

presse@mit-bw.de,

mit-bw.de 
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Am 23. November 2022 berichtete die 
Neue Zürcher Zeitung (NZZ) in ihrer inter-
nationalen Ausgabe über die Neugründung 
von „Bündnis Deutschland“. Die Partei stehe 
für „eine Forschungsoffensive in Energie-
technik und Umweltschutz, eine funktio-
nierende Bundeswehr [sowie] gepflegte 
Infrastruktur“. Auch bessere Bildung, eine 
werteorientiertere Familienpolitik und we-
niger ideologische Beschallung stünden 
auf der Agenda. Damit, so die NZZ weiter, 
stellte sich das Bündnis als „CDU in der Vor-
Merkel-Version“ dar.

Ob dies bis ins letzte Detail so ist, wird 
die Zeit zeigen. Auch die AfD startete als 
Alternative zu den schläfrigen und welt-
fremden etablierten Kräften. Doch schaff-
ten es dort die intellektuell geprägten 
Köpfe nicht, die Kaperung durch extreme 
Kräfte zu verhindern. So stellte die NZZ 
zurecht die Frage, ob „Neugründungen 
die Erlösung“ brächten und weshalb es 
denn Parteien wie der CDU nicht gelinge, 
qualifizierte Leute zu halten. Als MIT-
Mitglied muss man sich an dieser Stelle 
verbal sehr zurückhalten, um keine Ver-
mutungen zu äußern.

Die besten  
Spieler aufs Feld

Stellen Sie sich vor, Ihre Lieblingsmann-
schaft trifft vor dem wichtigen Spiel fol-
gende Entscheidung: Der Trainer, der seit 
Jahren den Verein in der Tabelle nach unten 
führt, darf bleiben und das, obwohl ihm 
die Fans längst die Unterstützung versagt 
haben und nicht mehr ins Stadion gehen. 
Zudem wählt der Trainer nur Spieler aus, 
die nicht so gut spielen wie er, um seinem 
Glanz keinen Abbruch zu tun und sich nicht 
zu gefährden. Das kann der junge Spieler 
sein ohne jegliche Erfahrung. Es kann der 
Laufschwache sein, der dem Gegner nur 
noch verbal hinterherkommt. Es kann auch 
der Söldner sein, der eigentlich viel lieber 
beim Gegner spielen würde, aber eben hier 
unterschrieben hat. Der Rest des Teams 
wird dann über entsprechende Quoten-
regelungen aufgefüllt. Nur mit Glück steht 
Dank des Drucks der Fans der eine oder 
andere Lichtblick auf dem Feld, der aber 
gegen die Gesamtentwicklung nicht viel 
tun kann. Wie viele Unterstützer würde 
eine solche Mannschaft anziehen?

Natürlich sind Parteien keine Fußballver-
eine. Aber auch Parteien unterliegen Be-
liebtheitsschwankungen der Öffentlich-
keit, auch Parteien haben Starspieler und 
Bankdrücker und auch Parteien müssen 
sich von ihren Wettbewerbern abheben. 
Doch dies gelingt nicht mit Quoten oder 
Regionalproporz, sondern über Einsatz, 
Talent und Leistung.

Sägen am eigenen Ast

Hier passt das Zitat von Friedrich 
Merz, dass wer einen Sumpf trocken-
legen will, nicht die Frösche fragen 
darf. Doch auch er hat das Leistungs-
prinzip geschwächt, indem er die 
Quote nicht nur unterstützt, sondern 
sie sogar noch vorangetrieben hat. Er 
mag wirklich geglaubt haben, dass ihm 
dies parteiinternen Frieden beschert. 
Doch das Gegenteil wird der Fall sein. 
Quoten wecken gemeinhin Begehrlich-
keiten von solchen, die wissen, dass sie 
im freien Leistungswettbewerb unter-
liegen würden.

Aber sehen wir es sportlich, wie es 
Mittelständler eben tun. Die MIT hat 
deshalb bereits angekündigt, den Er-
folg der Quote daran zu messen, wie 
viele Frauen nun in die CDU drängen 
und wie die Listenpositionen qualitativ 
gefüllt werden. An hochqualifizierten 
Frauen, die im Übrigen sowohl in der 
Politik als auch in ihrem Berufsleben 
keine Quote für ihren Aufstieg not-
wendig hatten, mangelt es der MIT 
nicht. Ebenso wenig natürlich auch an 
hochqualifizierten Männern. Doch die 
sind nur dann bereit, sich politisch zu 
engagieren, wenn sie wissen, dass ihre 

Dr. Bastian Atzger, Landesvorsitzender der MIT 
Baden-Württemberg

Braindrain in der  
Politik umkehren
Ein Ende der Symbolpolitik: ein Appell in drei Akten - Teil 2
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Impulse auch offen diskutiert und um-
gesetzt werden und, vor allem im Falle 
vieler Frauen, wenn sie allein über ihre 
Qualifikation und Leistung definiert 
werden, nicht als Quoten-Mamsell.

Quote für Qualität

Aus einer satirischen Betrachtungs-
weise könnte man in der CDU zu-
dem eine weitere Quote beantragen: 
die Kompetenzquote. Gegner mögen 
hier anfügen, dass Ökonomen aber 
politisch gesehen nicht automatisch 
kompetenter seien, da sie weder Re-
gularien noch Funktionsweisen von 
Ausschüssen kennen würden. Doch 
genau das ist es ja! Je weniger man sich 
mit politischer Theorie befassen muss, 
desto mehr Platz bleibt für die Lösung 
der realen Probleme des Landes.

Franz Josef Strauß formulierte einmal: 
„Es gibt eine normative Kraft des Fak-
tischen, aber es gibt keine Fakten er-
setzende Kraft des Phraseologischen.“ 
Spätere Politiker waren nicht mehr im-
stande, derartige Formulierungen zu 
finden. Heute fühlt man sich fast schon 
zu der Aussage hingerissen, dass viele 
Mandatsträger nicht einmal mehr fähig 
sind, derartige Formulierungen intel-
lektuell zu verstehen.

Aber vielleicht erwarten wir auch zu 
viel. Wir haben eben kaum noch Poli-
tiker, die Dinge zu Ende denken. Das 
fängt an bei der Energiepolitik, in der 
wir aussteigen, bevor wir bei Alter-
nativen richtig eingestiegen sind. Oder 
in der Verkehrspolitik, wo man uns 
verkauft, E-Autos seien in der Gesamt-
bilanz umweltfreundlicher als ein mo-
derner Verbrenner. Auch generelle 
geostrategische Überlegungen, also 
gelebte internationale Empathie, fin-
det nicht mehr statt. Man begibt sich 
in Abhängigkeiten oder provoziert an-
dere Länder und ist dann schockiert, 
wenn sich diese erheben. Wo sind die 
Politiker, die nicht aus egozentrischen 
Gründen in die Politik gehen, son-
dern weil sie auf der Basis von Werten 
und Wissen positive Impulse setzen 
möchten?

Wollen, können, machen

Eine Mannschaft muss die Spieler prä-
sentieren, die wollen und die können. 
Nicht die Spieler, die sonst keine Alter-
native haben. Aufs Feld gehören die Ma-
cher, die Sprinter, die Stürmer und die 
Spielmacher – sportlich wie politisch. 
Alles andere gehört ins Umfeld. Der 
Trainer kann seine Erfahrung weiter-
geben, gehört aber genauso wenig auf 
den Platz wie der Laufschwache sowie 
der Legionär. Dann profitieren auch die 
Jungen, die an das Team herangeführt 
werden. Sie entwickeln sich im Wind-
schatten der Erfahrenen und lernen, 
worauf es ankommt – nicht auf die pas-
toralen Ansprachen des Trainers in der 
Umkleidekabine, sondern auf den ge-
nauen Pass in die Spitze auf dem Feld.

Und hier liegt die Chance für die CDU. 
Während die Konkurrenz ihr Personal 
und ihre Wählerschaft aus dem ideo-
logisch-aktivistischen Umfeld gene-
riert, steht ihr ein breiter vorpolitischer 
Raum in der Mitte der Gesellschaft zur 
Verfügung. Ein Raum, dessen Sprache 
sie einmal sprach und den sie noch 

immer unterstützen würde. Dies zeigte 
nicht zuletzt die Neuwahl in Berlin. Ein 
Fokus auf Vernunft, Freiheit und Eigen-
verantwortung holt Wähler zurück.

Wenn es der CDU also gelingen soll, 
dem Wähler wieder eine dauerhafte 
Heimat zu bieten, dann muss sie au-
thentisch, kompetent und mutig für 
dessen Anliegen eintreten. Dazu be-
nötigt es die besten und engagier-
testen Köpfe. Wenn aber Ideologien, 
Pöstchen und die Befindlichkeiten 
möglicher Koalitionspartner wichti-
ger sind als die Bedürfnisse der eige-
nen Unterstützer, dann kann sie den 
nächsten Wahlen entspannt entgegen-
blicken – denn viel wird es dann wieder 
nicht zu holen geben.

Fortsetzung im nächsten Heft. Dann 
thematisieren wir die gesellschaftliche 
Lage und wie die MIT-Positionen hier 
eine korrigierende politische Richt-
schnur bilden.�

Dr. Bastian Atzger,

info@atzger.eu
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„Ich bin neu in der MIT, weil …

Nachdem Thomas Balzer (59) im ers-
ten Abschnitt seines Berufslebens als 
Krankenpfleger auf verschiedenen Inten
sivstationen in Deutschland beschäftigt 
war, kamen rund 10  Jahre Sanierung von 
mittelständischen Unternehmen dazu. 
2015 gründete er mit seinem Kompa-
gnon Gabriel Riske den Casa Intensiv-
pflegedienst in Freiburg. Heute sind die 
beiden mit 350 Mitarbeitenden dafür ver-
antwortlich, zumeist beatmete Patien-
ten, mit einem Krankheitsbild wie bspw. 
seinerseits Stephen Hawkins, zu ver-
sorgen. Aufgrund der aktuell deutlichen 
Verschlechterung in der stationären und 
ambulanten Akutversorgung in Deutsch-
land, möchte sich Balzer diesem Thema 
auch politisch widmen. Unterstützen soll 
dabei sein Erfolgsrezept, Visionen zu ver-
knüpfen und täglich zu aktualisieren.

In seiner Freizeit spielt Balzer sehr gerne 
Klavier und nähert sich gerade wieder 
dem Triathlonsport an.�

Thomas Balzer,

balzer@casa-intensivpflegedienst.de,

casa-intensivpflegedienst.de

Thomas Balzer 
Dipl-Volksw. Gesundheitswesen

MIT Emmendingen

„… ich mich aufgrund meiner 
Erfahrungen und Kompetenz stär-
ker im Bereich der Gesundheits-
märkte einbringen möchte.“

Daniel Lindenmayer (52) studierte nach der 
Ausbildung zum Maurer Bauingenieurs-
wesen in Stuttgart. Nach mehreren Jahren 
in der freien Wirtschaft kehrte er in die 
heimische Bauunternehmung Fritz Linden-
mayer GmbH zurück und übernahm diese 
schließlich von seinem Vater.

Die ursprüngliche Bauunternehmung wurde 
umstrukturiert und um die Geschäftsfelder 
schlüsselfertiges Bauen und Projektent-
wicklung erweitert. Zwischenzeitlich neh-
men diese beiden Gebiete einen wesent-
lichen Anteil des Arbeitsbereiches ein. Die 
Fa. Lindenmayer mit ihrem 19-köpfigen 
Team bietet Investoren und Bauherren die 
Möglichkeit, mit nur einem Ansprechpartner 
Bauprojekte auch ohne örtliche Nähe ver-
trauensvoll und kostensicher abzuwickeln. 

In seiner Freizeit betreibt Lindenmayer 
gerne Sport (Fußball, Tennis, Wandern) 
und genießt die Auszeiten zusammen mit 
seiner Familie am Bodensee.�

Daniel Lindenmayer,

daniel@lindenmayer-bau.de,

lindenmayer-bau.de

Als geschäftsführende Gesellschafterin 
der Pulswerk Werbeagentur & Druckerei 
GmbH hat Evelyn Wieser (43) Anfang 2022 
gemeinsam mit ihrer Schwester die Füh-
rung des Familienbetriebs übernommen.
Das Göppinger Traditionsunternehmen 
wurde 1932 gegründet und wandelte sich 
unter ihrer Mitwirkung von der klassischen 
Offsetdruckerei zu einer flexiblen und 
ideenreichen Full-Service-Agentur in den 
Bereichen Gestaltung, Digitale Medien, 
Werbetechnik, Druck, Foto- & Videografie.
Als berufstätige Mutter und Führungs-
kraft mit über 20 Jahren Berufserfahrung 
im Bereich Werbung und Medien erfährt 
sie die derzeitigen Herausforderungen an 
Wirtschaft und Politik im Land aus unter-
schiedlichen Perspektiven.

Den Ausgleich zu immer mehr Digitali-
tät an der Arbeit findet Sie im Garten, 
bei Reisen und - in ruhigen Momenten - 
auch in der ganz analogen Kunst der 
Kalligraphie.�

Evelyn Wieser,

e.wieser@pulswerk.net,

pulswerk.net

Evelyn Wieser
Geschäftsführerin

MIT Göppingen

Daniel Lindenmayer 
Unternehmer
MIT Konstanz

„... es wichtig ist, den Mittelstand 
in der Wirtschaft zu stärken.“

„… mir es als Unternehmer wich-
tig ist, aktiv die mittelständischen 
Unternehmen zur unterstützen 
und zu vertreten.“
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Seit Jahren macht es die Demografie mittelständischen Unter-
nehmen immer schwerer, geeignete Nachfolgen zu finden. Jetzt 
kommen erheblich gestiegene wirtschaftliche Unsicherheiten 
hinzu, steigende Kosten und zunehmender Personalmangel. Be-
sonders betroffen: Handel, Gastronomie und Dienstleistungen. 
Gewachsene Wirtschaftsstrukturen vor Ort werden auf eine 
harte Probe gestellt.

Das Zusammenfinden wird schwieriger

Das Bonner Institut für Mittelstandsforschung schätzt, dass 
in den kommenden fünf Jahren bei 190.000 Unternehmen mit 
guter wirtschaftlicher Substanz die Nachfolge ansteht - über ein 
Viertel mehr als im Zeitraum vorher. Zahlen aus der Gründungs- 
und Nachfolgeberatung der Industrie- und Handelskammern 
(IHKs) zeigen, wie eng die Situation ist:

•	 Mittlerweile suchen fast dreimal so viele Unternehmen auf 
Nachfolgesuche ihre IHK auf wie Personen, die an der Über-
nahme interessiert sind.

•	 Die Zahl der Nachfolgeinteressenten hat sich seit dem Vor-
krisenjahr 2019 halbiert.

•	 Besonders eng ist die Situation im Handel. Hier kommen 
viereinhalb nachfolgesuchende Händlerinnen und Händler 
auf eine nachfolgeinteressierte Person. Bei den personen-
bezogenen Dienstleistern sind es vier, in der Gastronomie 
sind es drei.

Krisen machen Nachfolge nochmal deutlich schwieriger

Hinzu kommen nach Erfahrungen der IHKs weitere 
Entwicklungen.
•	 Vielerorts sind die Einbußen infolge der Corona-Lockdowns 

Dr. Marc Evers, DIHK-Referatsleiter Mittel-
stand, Existenzgründung, Unternehmens-
nachfolge

Wirtschaft

Unternehmensnachfolge 
im Mittelstand
Große Herausforderung für die Wirtschaftspolitik
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im Handel, Gastronomie und vielen Dienstleistungsbereichen 
wie Reisewirtschaft und Veranstaltungswirtschaft noch nicht 
aufgeholt. 

•	 Unternehmen finden immer schwerer geeignete Fachkräfte, 
was eine Fortführung des Betriebes erschwert. Der weiter zu-
nehmende Mangel führt zudem dazu, dass gut qualifizierte 

Personen lukrative Angebote für abhängige Beschäftigungs-
verhältnisse erhalten und sich damit gegen den „Beruf Unter-
nehmer/in“ entscheiden.

•	Steigende Energie- und Rohstoffpreise schaffen ein sehr un-
sicheres geschäftliches Umfeld. Der Ausblick auf die Zukunft 
wird schwieriger, was die Suche nach Nachfolgerinnen und 
Nachfolgern erschwert.

Diese Gemengelage veranlasst den IHKs zufolge viele Inhaberinnen 
und Inhaber vor allem kleinerer Betriebe, sogar über die Schließung 
nachzudenken. In kleinen Unternehmen ist es zumeist auch für eine 
nachfolgende Führungskraft nur schwer möglich, die Bewältigung 
der Herausforderungen auf mehrere Schultern zu verteilen und ge-
gebenenfalls Spezialisierungsvorteile zu nutzen.

Was Unternehmen tun können - IHK hilft

Verbundenheit mit dem Geschaffenen ist wichtig, um das Team 
im Unternehmen und auch mögliche Nachfolgeinteressierte zu 
motivieren und mitzunehmen. Gefragt ist aber zugleich nüch-
terne Sachlichkeit und Offenheit auch für externen Rat. Dies ist 
letztlich für den gesamten deutschen Mittelstand mit seinen 
vielen Hidden Champions von hoher Bedeutung. 
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Mehr als vier von zehn Unternehmen beschäftigen sich jedoch 
laut DIHK-Report Unternehmensnachfolge zu spät mit der 
Materie. Für Rat und Tat stehen die 79 IHKs vor Ort als neu-
trale Akteure mit ihren insgesamt 200 Geschäftsstellen zur 
Seite – mit der frühzeitigen Ansprache von Unternehmen, mit 
Nachfolgetagen und -seminaren, IHK-Nachfolgeberatungen 
und dem Zusammenbringen („Matching“) mit Nachfolge-
interessierten. Die IHKs haben zudem weitere Formate ge-
schaffen wie etwa Nachfolger-Clubs oder in Baden-Württem-
berg die Nachfolgemoderatoren. Jährlich haben die IHKs auf 
diese Weise bundesweit Kontakt mit 18.000 Unternehmen und 
Nachfolgeinteressierten. 
Über die Unternehmensbörse nexxt-change (https://www.
nexxt-change.org) können Senior-Unternehmerinnen und 
-Unternehmer und Übernahmeinteressenten zudem bundes-
weit recherchieren und dann etwa via IHK den Kontakt zu mög-
licherweise passsenden Personen aufnehmen. 

Unternehmertum stärken, Nachfolge erleichtern –  
ganz nach oben auf die Agenda der Wirtschaftspolitik

Wenn Händler, Dienstleister und Gastronomen mangels 
Nachfolge schließen müssen, fehlen vor Ort häufig An-

gebote in der Nahversorgung und auch Anlaufpunkte für 
Begegnungen. Kluge Konzepte sind daher gefragt. Gute 
Anknüpfungspunkte bietet die Initiative des Bundeswirt-
schaftsministeriums „Unternehmensnachfolge – aus der 
Praxis für die Praxis“. Die Bundesregierung sollte die Unter-
nehmensnachfolge noch stärker in den Fokus nehmen.

Unternehmertum sollte so einfach wie möglich sein. Vier 
von fünf angehenden Unternehmerinnen und Unternehmern 
fordern von der Politik einfachere und schnellere Verfahren. 
Sämtliche für die unternehmerische Tätigkeit notwendigen 
Genehmigungen sollten online und aus einer Hand erledigt 
werden können. Die Bundesregierung sollte das an-
gekündigte Belastungsmoratorium wirksam umsetzen. Alles 
gehört auf den Prüfstand – angefangen beim EU-Liefer-
kettengesetz bis hin zu den umfangreichen Berichtspflichten 
im Zusammenhang mit der EU-Taxonomie. Denn all das wirkt 
sich auch auf die kleinen und mittelgroßen Unternehmen 
aus. Und: schon in der Schule sollte ökonomisches Wissen 
und Unternehmertum stärker verankert werden, sowohl in 
den Lehrplänen als auch durch Projekte wie etwa Schüler-
firmen.�

Dr. Marc Evers, 

evers.marc@dihk.de, 

dihk.de 

 
Weitere Informationen

DIHK-Report Unternehmensnachfolge 2022: 
dihk.de/de/themen-und-positionen/wirtschaftspolitik/
gruendung-und-nachfolge-unternehmensfinanzierung/
unternehmensnachfolge/nachfolgereport-22

DIHK-Report Unternehmensgründung 2022:
dihk.de/de/themen-und-positionen/wirtschaftspolitik/
gruendung-und-nachfolge-unternehmensfinanzierung/
unternehmensgruendung/report-unternehmensgruendung

IHK-Nachfolgemoderatoren - Informationen z. B. über 
die IHK Heilbronn-Franken:
ihk.de/heilbronn-franken/produktmarken/ 
existenzgruendung/unternehmensnachfolge/ 
-sicherung-der-unternehmensnachfolge/ 
sicherung-der-unternehmensnachfolge-in- 
baden-wuerttemberg-4709542

Unternehmensbörse nexxt-change:
nexxt-change.org/DE/Startseite/inhalt.html

Gute Vor-Ort-Projekte der Initiative „Unternehmens-
nachfolge – aus der Praxis für die Praxis“:
rkw-kompetenzzentrum.de/gruendung/
unternehmensnachfolge/die-modellprojekte/

Ein Haus ist mehr als ein Dach über dem 
Kopf. Es ist der Ort, an dem das Leben 
spielt. Haus Aenne, das wir in Koopera-
tion mit DAS HAUS in der neuen Fertig-
hausWelt Schwarzwald realisiert haben, 
ist genau der Ort für alle Facetten des 
Lebens und alle Generationen – nach-
haltig, wohngesund, bezahlbar. Wann 
sprechen wir über Ihre Träume?

www.schwoererhaus.de
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Seit Jahren hallt der Ruf nach Fachkräften und Akademikern 
durch die deutschen Lande. Politiker und zuständige Ministe-
rien versprechen uns, rasche Abhilfe zu verschaffen – und was 
passiert? Nichts als bloßes Gerede, nichts als Lippenbekennt-
nisse, und die momentane bundespolitische Lage verspricht 
alles andere als eine Verbesserung der Fachkräftesituation. 

Aber was erwarten wir von einem Wirtschaftsminister, der die 
Begriffe „Insolvenz“ und „Konkurs“ nicht zu definieren weiß?

Es ist von Zuwanderung die Rede, von ausländischen quali-
fizierten Arbeitskräften aus aller Herren Länder. Die Wahr-
heit ist, dass sich unter den Millionen - nicht ausgewählter   -  

Zuwanderer die wenigsten Menschen als qualifizierte Arbeits-
kräfte erweisen.

Wenn man das statistische Bundesamt in Berlin bemüht, sagen 
die Zahlen aus, dass Deutschland Jahr für Jahr ca. 300.000 Men-
schen, gut ausgebildet, hochqualifiziert, den Rücken zukehren. 
Eine erschreckend hohe Zahl an Arbeitsbereitschaft, akademi-
schem Wissen und Vorbildfunktion geht uns da verloren.

Laut „Stern“ haben alleine im Jahr 2016 rund 4.000 Millionäre 
Deutschland verlassen. Ein Jahr vorher waren es „nur“ 1.000. 
Millionäre, aber es sind Menschen, die für Arbeit und Brot ge-
sorgt haben, die Steuern zahlten, Firmen gründeten und Wissen 
und Risikobereitschaft mitgenommen haben.

Laut OECD-Angaben verliert keine andere (Industrie-)Nation 
so viele Akademiker und Fachkräfte wie Deutschland. Der Aus-
verkauf an Intelligenz und Arbeitsmoral nimmt kein Ende, denn 
wie sieht es denn aus, Stand 2023? Steuern laut Rot-Grün noch 
immer zu niedrig, Energie- und Benzinpreise viel zu hoch, der 
Sozialstaat insbesondere bei Migranten sehr großzügig, die 
Infrastruktur vernachlässigt und daher veraltet, und zu allem 
Überfluss wackelt auch noch die Altersversorgung. 

Laut einem der besten Journalisten, Herrn Peter Hahne, 
vermerkt das „Wall Street Journal“ ob der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik in Deutschland, woher die Arbeitsplätze der 
Kinder und Enkel kommen sollen bei der „dümmsten Energie-

Karl Heinz Donner, geschäftsführender Gesellschafter der Donner +  
Partner Gruppe
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politik der Welt“. Das Fachblatt „Wirt-
schaftswoche“ klagt: „Wir verlieren aus-
gerechnet die Guten, Leistungswilligen, 
Selbstbewussten, Risikobereiten.“

Diese Talente fehlen der Wissenschaft als 
Ideenlieferanten, sie fehlen den Unter-
nehmen als Fachkräfte, fehlen dem Staat 
als Steuerzahler, dem Standort Deutsch-
land als Firmengründer und sie fehlen der 
Gesellschaft als Vorbilder.

Damit unser Land nicht weiter an fehlen-
den Fachkräften ausblutet, brauchen wir 
Politiker, die über den Tellerrand hinaus-
blicken und Fehlentscheidungen er-
kennen und umgehend korrigieren (Peter 
Hahne).

Wenn es uns gelingt, unser Steuersystem 
für die arbeitende Bevölkerung attraktiv 
zu gestalten und zu dem von allen Par-
teien propagierten System „Arbeit muss 
sich lohnen“ zurückzukehren, anstatt 
mit dem Bürgergeld Wählerstimmen-
optimierung zu betreiben, und wenn wir 

die deutsche Staatsbürgerschaft wieder 
erstrebenswert erscheinen lassen, an-
statt sie zu verschleudern, wenn wir in 
uns und unseren Kindern ein gutes und 
gesundes Selbstbewusstsein wecken und 
fördern, dann muss einem nicht bange 
werden um unsere Zukunft. 

Wenn es den Verantwortlichen gelingt, 
von den Auswanderungswilligen 10 % 

und von den bereits Abgewanderten 5 % 
für Deutschland zu gewinnen, spricht in 
fünf bis zehn Jahren niemand mehr von 
Fachkräfte- und Akademikermangel.�

Karl Heinz Donner,

donner.wn@donner-partner.de,

donner-partner.de
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E-Commerce
Neue Sorgfalts- und Meldepflichten  

für Betreiber digitaler Plattformen  

ab 01.01.2023 (DAC7)

Charlotte Geiger, Rechtanwältin und Steuerberaterin 

E-Commerce

Nicht erst seit Corona floriert der digitale Handel und gewinnt 
immer mehr an Bedeutung. 

Nachdem zum 01.07.2021 in der EU umfangreiche umsatz-
steuerliche Änderungen für den Onlinehandel in Kraft getreten 
sind, werden Betreiber digitaler Plattformen nun weiter in die 
Pflicht genommen. Die neuen Regelungen sollen die Steuer-
transparenz für Verkäufe und Buchungen über digitale Platt-
formen (z. B. Amazon, ebay oder Etsy) erhöhen und einen Aus-
tausch zwischen den Steuerbehörden der EU-Mitgliedstaaten 
ermöglichen. Die EU-weit ab dem 01.01.2023 eingeführten 
Meldepflichten führen zu zusätzlichem Verwaltungsaufwand 
für Betreiber von digitalen Plattformen und schließen bisher 
nicht betroffene Plattformen ein.

Mit Umsetzung der sog. DAC7-Richtlinie (EU) 2021/514 durch 
das Plattformen-Steuertransparenzgesetz (PStTG) gelten seit 
dem 01.01.2023 für Betreiber digitaler Plattformen erweiterte 
Aufzeichnungs- und neue Meldepflichten.

Der neuen Meldepflicht unterliegen Betreiber digitaler Platt-
formen, über die Anbieter die folgenden Tätigkeiten anbieten, 
vertreiben oder Zahlungen abwickeln können:
•	 entgeltliche Rechtsgeschäfte über den Verkauf von Waren 

oder die Erbringung von Dienstleistungen,
•	 die zeitlich begrenzte Überlassung von Immobilien oder Ver-

kehrsmitteln jeder Art (bspw. Buchungsportale für Unter-
künfte, Fahrräder, Autos, E-Scooter etc.) sowie

•	 die Erbringung von persönlichen Dienstleistungen (bspw. 
Kurse, Handwerkerleistungen, Fahr- oder Lieferdienste etc.).

Nicht von der Meldepflicht betroffen sind Plattformen, die 
lediglich Zahlungen verarbeiten, Werbung betreiben, auf be-
troffene Plattformen umleiten oder lediglich Artikel im eigenen 
Namen auf ihrem Webshop vertreiben.

In Deutschland meldepflichtig ist jeder Betreiber mit Sitz oder 
Geschäftsleitung in Deutschland, der nach deutschem Recht 
eingetragen ist oder eine Betriebstätte in Deutschland hat. Dies 

Transparenz. Bei WeberHaus fester Bestandteil der Baubera-
tung. Und einer der Gründe für die nachhaltige Begeisterung 
von über 39.000 Kunden.

weberhaus.de

Ehrlichkeit und Vertrauen ...

... für rundum perfekte Ergebnisse.
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✓ Automatischer Dispenser  
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GL GmbH Nürtinger Str. 23-25 D-72636 Frickenhausen 
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TECHNISCHE DATEN 
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DESINFEKTIONS TOWER 

• Berührungslose Handhabung 
• Optimale Dosierung dank Sprühnebel 
• Maximale Hygiene  
• Einfaches Befüllen mit jedem verfügbaren 

Desinfektionsmittel 

Eileen Danner, Rechtsanwältin und Steuerberaterin

E-Commerce

gilt unter bestimmten Voraussetzungen auch für ausländische 
Plattformbetreiber.

Die Meldepflicht umfasst insbesondere Informationen über die 
betriebene Plattform sowie personenbezogene Daten der An-
bieter, Art und Umfang der relevanten Tätigkeiten und der Ver-
gütungen. Die Meldung erfolgt in Deutschland an das BZSt 
und ist bis zum 31.01. des Folgejahres (für 2023 bis 31.01.2024) 
einzureichen.

Den Plattformbetreiber treffen zudem erhöhte Sorgfaltspflichten, 
z. B. eine Plausibilitätsprüfung der erhaltenen Daten und ggf. 
Nachforschungspflichten. Zur Erfüllung der Verpflichtungen ist es 
ausdrücklich gestattet, Fremddienstleister oder andere Plattform-
betreiber in Anspruch zu nehmen, allerdings verbleibt auch dann 
die Verantwortung beim meldenden Betreiber.

Betroffene Plattformbetreiber müssen sich einmalig bei der zu-
ständigen Behörde, in Deutschland dem Bundeszentralamt für 
Steuern (BZSt), registrieren, um eine entsprechende Register-
nummer zu erhalten.

Die meldepflichtigen Informationen müssen dann bis spätes-
tens 31.12. eines Meldezeitraums erhoben und überprüft wor-
den sein und bis spätestens 31.01. des Folgejahres über eine 
digitale Schnittstelle in Form eines vorgegebenen xsd-Schemas 
an das BZSt übermittelt werden.

Pflichtverletzungen können mit einer Geldbuße von bis zu 
50.000 Euro oder der Sperrung der Plattform geahndet werden. 
Sie sollten daher prüfen, ob Sie von den neuen Meldepflichten 
betroffen sind und die notwendigen Vorkehrungen zur Er-
hebung, Überprüfung und Meldung der Informationen zeitnah 
treffen.�

Eileen Danner und Charlotte Geiger, 

ukm@sonntag-partner.de,

sonntag-partner.de
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ChatGPT ist eine neue KI-basierte Chatbot-Technologie, die es 
Entwicklern ermöglicht, natürlichsprachliche Konversationen mit 
Benutzern zu führen. Es verwendet ein modifiziertes Transformer-
Modell, das auf der OpenAI GPT-3-Technologie basiert. ChatGPT 
ist in der Lage, die Sprache eines Benutzers zu verstehen, darauf 
zu reagieren und eine „intelligente“ Konversation zu führen. Diese 
Technologie kann auf vielen verschiedenen Plattformen wie Web- 
und Mobil-Apps, Voice- und Text-Chats eingesetzt werden. 

Wer steckt hinter ChatGTP?
ChatGPT wurde von OpenAI entwickelt, einem KI-Forschungsunter-
nehmen aus Kalifornien, das unter anderem von Elon Musk und 
dem Investor Sam Altman gegründet wurde. Seit 2019 kooperiert 
der Softwareriese Microsoft mit OpenAI. Microsoft kündigt In-
vestitionen in Milliardenhöhe in diese Firma und Technologie an.
Mit Chatbots können Entwickler eine reibungslose Benutzer-
erfahrung ermöglichen, indem sie sich auf eine einzige technische 
Lösung verlassen, anstatt mehrere verschiedene Systeme zu ver-
walten. Darüber hinaus bietet ChatGPT eine Reihe von Funktionen 
wie das Erkennen von Anforderungen, das Verstehen von Sprache, 
das Erkennen von Kontext und das Anpassen an unterschiedliche 
Konversationsstile. ChatGPT ist eine leistungsstarke Lösung für 
Entwickler, die intelligente, natürlichsprachliche Konversationen er-
möglichen wollen.
Wo werden Chatbots eingesetzt?
Chatbots können eine gute Ergänzung für jedes Unternehmen 
sein. Sie ermöglichen es den Kunden, schnell und einfach Antwor-
ten auf ihre Fragen im Support oder anderen fest umrissenen Be-
reichen zu erhalten. Außerdem können Chatbots dabei helfen, den 
Kundenservice mit scheinbar sofort und direkt erreichbaren An-
sprechpartnern zu verbessern und die Interaktion mit den Kunden 
zu vereinfachen. KI-Chatbots sind in der Lage, mithilfe von KI und 
maschinellem Lernen immer besser zu werden. Sie lernen ständig 
dazu und können so immer genauere Antworten liefern. Auch wenn 
es anfangs vielleicht noch etwas ungewohnt ist, mit einem Chatbot 
zu sprechen, so werden die meisten Menschen schnell merken, wie 
nützlich und hilfreich sie sein können.
ChatGPT ist nicht allein!
Diese Software ChatGPT ist weder völlig neu und steht auch nicht 
komplett allein auf weiter Flur. Chatbots gehören schon seit länge-
rem zu unserem Alltag, werden aber oft nicht als solches erkannt. 
Sie sind oft in der Lage, natürliche Spracheingaben zu verstehen 
und Antworten zu erzeugen, die schwer von menschlichen Ant-
worten zu unterscheiden sind, können für Dialoganwendungen, 
als Ideengeber oder zur Textgenerierung verwendet werden. Sie 
sprechen oft auch noch andere Sprachen außer Englisch, ein-
schließlich Deutsch.

ChatGPT –  
wer oder was  
ist das?ChatGPT kann E-Mails und Essays schreiben, Gedichte schreiben,  

Fragen beantworten oder Codezeilen basierend auf einer  

Eingabeaufforderung generieren

Rohre, Stäbe, Profile aus
thermoplastischen

Kunststoffen

GEHR GmbH
Casterfeldstraße 172
D-68219 Mannheim
Telefon: 0621-87 89-0
Telefax: 0621-87 89-200www.gehr.de
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Inserentenverzeichnis
 

Un te r n e h m e n  i n  a lp h a b e t i s c h e r  Re i h e n fo lge

Inserentenverzeichnis / Marktplatz

AUDAX-Keck GmbH	
audax.de

BARTH Datenschutz GmbH	
barth-datenschutz.de

Textilwerke Todtnau Bernauer GmbH  
und Co. KG	

beratex.com

Textilmietservice Blache GmbH & Co. KG	
textilmietservice-blache.de

Brobeil Maschinenbau GmbH & Co. KG	
brobeil-maschinenbau.de

Holz-Brüner GmbH	
firesec.com

Kunststoff Christel GmbH & Co. KG	
kunststoff-christel.de

Claus Gebäudereinigung GmbH & Co. KG	
claus-gebaeudereinigung.de

Dold Holzwerke GmbH	
dold-holzwerke.com

Karl Essig GmbH	
essigbau.de

Artur Farr GmbH & Co KG	
farr-feinmechanik.de

Fischer Elektromotoren GmbH	
fischer-elektromotoren.de

Gehr Kunststoffwerk  
Vertriebsgesellschaft mbH	

gehr.de

Geltz Umwelttechnologie GmbH	
geltz.de

GL GmbH Metall- und Werkstattechnik	
gl-gmbh.de

Grauer & Karsten GmbH & Co. KG	
grauer-karsten.de

Grünemay & Abt KG 	
gruenemay-abt.de

GUK-Falzmaschinen Griesser & Kunzmann 
GmbH & Co. KG	

guk-falzmaschinen.de

Helios Ventilatoren GmbH + Co KG	
heliosventilatoren.de

Stefan Hertweck GmbH & Co. KG	
hertweck-praezisionswerkzeuge.de

Infinex Holding GmbH	
infinex-group.de

Kärcher Tresorbau GmbH + Co. KG	
kaercher-tresorbau.de

MRS Electronic GmbH & Co. KG	
mrs-electronic.de

Gottlieb NESTLE GmbH	
g-nestle.de

Rathberger GmbH	
rathberger-blech.de

SAX + KLEE GmbH Bauunternehmung	
sax-klee.de

SCHWEPA Schwarzwälder  
Edelputzwerk GmbH	

schwepa.com

SchwörerHaus KG	
schwoererhaus.de

Valet u. Ott GmbH & Co. KG Kies-  
und Sandwerke	

valetott.de

Weber Haus GmbH & Co. KG	
weberhaus.de

Walter Zepf Schmierungstechnik	
walter-zepf.de

Gebr. Zimmermann GmbH Kalk-  
und Schotterwerk	

felswerk.de

Objektaustattung · Berufsbekleidung
Leasing & Textilverkauf · Leasing & Verkauf

Wirtschaftlichkeitsberechnungen · Gesamtkonzepte
Beratung & Betreuung · Wäschereiservice

 Textilmietservice GmbH & Co. KG

A

HGEMÄSS
E

W
Ä

S C H E P F L E

G
E

 

S

C

Andere Anwendungen umfassen die Bereit-
stellung von Kundenservice, die Erstellung 
von Inhalten und die Automatisierung von 
Aufgaben wie die Planung von Meetings 
oder die Buchung von Flügen.
Ihre Stärke ist es, aus einem vorgegebenen 
Material passende Antworten auf mehr 
oder weniger bekannte Fragen zu geben. 
Es ist wie meistens, je besser der Chatbot 
trainiert ist und je schneller die Abfragen 
laufen und verknüpft werden, um so  
besser/genauer gibt es eine Antwort.�

achim.rieger@wifo.online
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MIT vor Ort
MIT Alb-Donau/Ulm  

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach  

www.mit-bc.de

MIT Böblingen  

www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

	 www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt  

www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen  

www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen  

www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg 

www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen  

www.mit-gp.de

MIT Heidelberg  

www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 

MIT Heilbronn

	 www.mit-heilbronn.de

MIT Hohenlohe  

www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe  

www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land  

www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz 

www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg  

www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis 

	 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim  

www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald 

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau  

www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb  

www.mit-ostalb.de

MIT Pforzheim  

www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg  

www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr  

www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall 

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

	 www.mitsbk.de

MIT Sigmaringen 

	 www.mit-sigmaringen.de

MIT Stuttgart  

www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb  

www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden  

www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de

MIT Südbaden  

www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Baden-Württemberg  

www.mit-bw.de

MIT Bund  

www.mit-bund.de

MIT vor Ort / Impressum

Wirtschaftsforum – das Magazin der Mittelstands- 
und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg er-
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Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Gläubiger-ID

Geldinstitut IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine SEPA-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

BIC

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140 
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich.  
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG

Die Aufnahmespende für meinen
 Kreisverband Landesverband Bundesverband

beträgt einmalig   €

Mitglied werden



MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-lvbw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION 
BADEN-WÜRTTEMBERG


